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1. Überweisungen des 31. Parteitags an die Fraktionen im Bund und in den 
Ländern 

 
 

I. Überweisungen an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
 
1. C 3 Plus-Rente für Grundsicherungsempfänger 
Der Antrag will die Leistungsgerechtigkeit und das Äquivalenzprinzip in der gesetzlichen 
Rentenversicherung stärken. Deshalb soll für Grundsicherungsempfänger eine Plus-Rente 
eingeführt werden.  
 
Die Plus-Rente der CDA ist ein interessanter Vorschlag, der die Diskussion insgesamt 
bereichert hat. In Teilen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion erfreut sich der Vorschlag einer 
großen Unterstützung. Er erfüllt die Vorgaben des Koalitionsvertrages allerdings nur 
teilweise.  
 
Durch eine Beschränkung auf Grundsicherungsempfänger erspart man sich zwar eine 
Bedürftigkeitsprüfung und bekämpft Altersarmut zielgenau. Es kommt aber knapp 
oberhalb des Grundsicherungsniveaus zu einem Konflikt mit dem Äquivalenzprinzip, 
insbesondere da, wo die Aufwertung um 25 Prozent höher liegen kann als die 
erwirtschaftete Anwartschaft eines Rentenbeziehers ohne Aufwertung und 
Grundsicherungsbezug. Soweit dies durch einen Abschmelzbetrag aufgefangen werden 
soll, wird es aufwändig und relativ teuer. Wenn bei der Aufwertung zwischen Voll- und 
Teilzeit nicht unterschieden wird, kommt es überdies zu weiteren Gerechtigkeitsfragen, 
wenn beides am Ende zu einer ähnlich hohen Rente führt.  
 
Insgesamt ist das Plus-Rentenmodell daher noch auf Praxistauglichkeit und Kosten näher 
zu analysieren und zu konkretisieren.  
 
2. C 7 Meldepflicht in Gewaltschutzhäusern 
Der Antragsteller will Frauen, die länger als sechs Monate in Gewaltschutzhäusern 
(Frauenhäusern) wohnen, noch besser schützen. Die Meldepflicht soll so gestaltet werden, dass sie 
dem Schutz der betroffenen Frauen und ihrer Kinder vor Gewalttätern dient. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat das Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat und die Träger von Frauenhäusern zu einem Gespräch zur Meldepflicht in 
Frauenhäusern zusammengeführt. Es konnte deutlich gemacht werden, welche Folgen es 
haben kann, wenn die (geheim gehaltene) Anschrift des Frauenhauses Dritten bekannt wird: 
Dies kann nicht nur für die misshandelten Frauen und ihre Kinder selbst gefährlich werden, 
sondern auch für die Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser. Die Vertreter des 
Bundesinnenministeriums sicherten zu, Gespräche mit den Ländern mit dem Ziel zu führen, 
die Anonymität der Frauenhäuser trotz bestehender Meldepflicht effektiver zu schützen. Die 
Ergebnisse der Gespräche sollen im Herbst 2019 vorliegen. 
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Im Bundesmeldegesetz (BMG) bestehen derzeit zwei Regelungen zum Schutz von Personen, 
deren persönliche Sicherheit auf Grund der Bedrohung durch einen früheren Ehegatten oder 
Lebenspartner als gefährdet anzusehen ist. Die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung wird 
mit Blick auf die Ergebnisse der Gespräche mit den Ländern geprüft.  
 
Dem Anliegen des 31. Parteitags der CDU Deutschlands wurde auch bei der Entfristung des 
Integrationsgesetzes Rechnung getragen. So wurde in der großen Koalition vereinbart, dass 
BMI und BMFSFJ in einem detaillierten Rundschreiben an die Länder (Ausländerbehörden) 
und Schutzeinrichtungen erläutern werden, dass eine Wohnsitzverpflichtung bereits nach 
geltendem Recht in Gewaltschutzfällen auf Antrag aufgehoben werden kann. In der innerhalb 
von drei Jahren geplanten wissenschaftlichen Evaluierung der Wohnsitzauflage werden die 
Gewaltschutzfälle prioritär untersucht werden. 
 
3. C 11 Verlängerung Erteilung Jagdschein 
Im Antrag wird die Verlängerung der in § 15 Abs. 2 Bundesjagdgesetz genannten 
Jagdscheingültigkeitsdauer auf sechs Jahre gefordert. 
 
Derzeit kann ein Jagdschein höchstens bis zur einer Dauer von drei Jahren erteilt werden (§ 
15 Abs. 2 Bundesjagdgesetz). Eine Verlängerung auf sechs Jahre wäre sicherlich eine 
Maßnahme zur Bürokratieentlastung. Allerdings müsste sichergestellt sein, dass der 
Antragsteller auch über die längere Dauer die erforderliche Zuverlässigkeit und körperliche 
Eignung aufweist. Es wären also Prüfmechanismen zu etablieren. Dies sollte in der 
anstehenden Novelle des Bundesjagdgesetzes aufgegriffen und geprüft werden. 
 
4. C 15 Ansatz zur Regulierung energetischer Bausanierung  
Gemäß dem Antrag soll für die energetische Bausanierung ein ganzheitlicher Ansatz diskutiert 
und entwickelt werden. Ziel ist ein gebäudeindividueller Sanierungsplan. 
 
Der ganzheitliche Ansatz gebäudeindividueller Sanierungsfahrpläne wurde 2017 
implementiert. Das Instrument wurde vom BMWi in Zusammenarbeit mit der Bundesstelle 
für Energieeffizienz im Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und einem 
externen Konsortium aus der Deutschen Energie Agentur (dena), dem Institut für Energie- 
und Umweltforschung (ifeu) und dem Passivhaus Institut (PHI) entwickelt. Damit wurde ein 
standardisiertes Werkzeug für die Energieberatung geschaffen. Es bietet einen einheitlichen 
Rahmen, ein klar verständliches Design sowie ergänzende, zielgruppenspezifische 
Hintergrundinformationen für die Berater und Immobilieneigentümer. Der 
Sanierungsfahrplan wird als Ergebnis und Beratungsnachweis im Förderprogramm der 
Energieberatung für Wohngebäude (BAFA-Vor-Ort-Beratung) anerkannt. 
 
Der Bundesvorstand der CDU Deutschlands fasste am 16. September 2019 einen 
umfangreichen Beschluss („Klimaeffizientes Deutschland – Mit Innovationen in die Zukunft“) 
hierzu, der u. a. eine steuerliche Förderung der energetischen Gebäudefinanzierung vorsieht. 
Dies gilt auch für die „Eckpunkte für das Klimaschutzprogramm 2030“, die der 
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Kabinettsausschuss Klimaschutz der Bundesregierung am 20. September 2019 
verabschiedete. 
 
5. C 21 Berlin / Bonn-Gesetz zukunftsfest machen 
Der Antragsteller schlägt die Erarbeitung  einer Zusatzvereinbarung zum Berlin/Bonn-Gesetz vor. 
Teil einer solchen Zusatzvereinbarung muss ein klares Bekenntnis zur Dauerhaftigkeit der 
Regierungsstandorte in der Bundeshauptstadt Berlin und in der Bundesstadt Bonn sein.  
 
Der aktuelle Stand der Umsetzung des Berlin/Bonn-Gesetzes und der entsprechenden 
Festlegungen im Koalitionsvertrag stellt sich wie folgt dar: Mit Schreiben vom 17. Juni 2019 
hat der Bonner Oberbürgermeister an die Bundeskanzlerin sowie an den 
Bundesinnenminister als Beauftragten der Bundesregierung für den Berlin-Umzug und den 
Bonn-Ausgleich das Leitbild „Bundesstadt Bonn – Kompetenzzentrum für Deutschland“ 
übermittelt. Im zuständigen Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) wurde 
eigens für die Verhandlung der Zusatzvereinbarung ein neues Referat „Berlin/Bonn“ 
eingerichtet. Es wertet die umfangreichen Vorschläge des Leitbilds aus, die innerhalb der 
Bundesregierung mit den betroffenen Ressorts erörtert werden. Nach Abschluss dieser 
Gespräche wird das BMI den Dialog mit der Region Bonn aufnehmen. 
 
Flugbereitschaft 
Eine Überprüfung des Standortes der Flugbereitschaft der Bundeswehr muss insbesondere 
Ablaufplanungen und Wartungszyklen umfassen, so dass die Maschinen der Flugbereitschaft 
länger in Berlin verbleiben bzw. in Bereitschaft gehalten werden können. 
 
ICE-Verbindung Bonn – Berlin, Bonn – Köln – Brüssel 
Im Fernverkehr gestalten die DB Fernverkehr AG und ihre Wettbewerber das Angebot in 
eigener unternehmerischer Verantwortung entsprechend der Verkehrsnachfrage. Dem 
früheren EC Berlin – Brüssel ist bislang keine ICE- oder Thalys-Verbindung gefolgt. 
Fernverkehrs-Bestellungen gegen Ausgleich durch den Bund sind zu vermeiden.  
 
Rahmenvertrag Fluggesellschaften 
Dem Eindruck, dass der Bund es versäumt habe, rechtzeitig einen neuen Rahmenvertrag 
vorzubereiten, ist zu entgegnen, dass schon im Januar 2017 – und damit deutlich vor dem 
Konkurs von Air Berlin – eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe zur Neuausschreibung der 
Beförderungsleistung im Luftverkehr des Bundes zwischen Berlin und Köln bzw. Berlin und 
Düsseldorf eingerichtet worden war. Diese beendete ihre Arbeit seinerzeit mit Fertigstellung 
der Ausschreibungsunterlagen für einen neuen Rahmenvertrag. Hierbei wurden die 
Anforderungskriterien an möglicherweise interessierte Fluggesellschaften auf ein 
Mindestmaß reduziert. Die von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Luftverkehr des Bundes 
(AG LBB) festgelegten nicht verhandelbaren Mindestanforderungen – vollflexibel, ohne 
zeitliche Einschränkung kostenlos umbuchbar und stornierbar – wurden allerdings von 
keinem Marktteilnehmer angeboten. Ein erneuter Abschluss eines Rahmenvertrages war 
daher trotz entsprechender, rechtzeitiger Bemühungen nicht möglich. 
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Es kann bestätigt werden, dass der Dienstreiseverkehr zwischen den Dienstsitzen Berlin und 
Bonn reibungslos über die am allgemeinen Markt angebotenen Kapazitäten der 
vorgenannten Fluggesellschaften und der Deutschen Bahn AG funktioniert. 
 
6. C 28 Werbekennzeichnung auf Social Media-Plattformen 
Im Antrag wird die Erarbeitung eines Gesetzentwurfs gefordert, der die Werbekennzeichnung auf 
Social Media-Plattformen, wie Instagram oder YouTube, regelt. 
 
Die Werbekennzeichnung von Social Media-Plattformen ist im Rundfunkstaatsvertrag sowie 
im Telemediengesetz geregelt. Beide Rechtswerke sehen bereits weitreichende 
Werbekennzeichnungsvorschriften vor. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, auf Basis des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) gegen unlautere Werbung zu klagen. 
Wichtig erscheint der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, dass die genannten Rechtsvorschriften 
konsequent und in allen Bundesländern einheitlich zur Anwendung gelangen. Hier kommt 
den Medienanstalten der Bundesländer eine wichtige Aufgabe zu. Die Neufassung der „EU-
Richtlinie für audiovisuelle Mediendienste“ (AVMD) enthält umfassende Regelungen zu 
Werbung, Produktplatzierung und unterschwelliger Werbung, insbesondere 
Transparenzvorgaben. Sie muss in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union bis zum 19. 
September 2020 umgesetzt werden.  
 
7. C 29 TÜV-Pflicht für Windenergieanlagen  
Der Antrag spricht sich für eine flächendeckende gesetzliche Prüfpflicht für 
überwachungsbedürftige Windkraftanlagen aus.  
 
In Deutschland besteht bereits ein anerkannter und praxisbewährter Ansatz zur 
regelmäßigen Überwachung und Prüfung von Windenergieanlagen. So erfolgen in 
regelmäßigen Abständen zwischen zwei und vier Jahren – abhängig vom Anlagenalter – sog. 
Wiederkehrende Prüfungen (WKP), also Überprüfungen der gesamten Windenergieanlage 
einschließlich der Stand- und Funktionssicherheit. Die WKP werden von unabhängigen 
Sachverständigen bzw. zugelassenen Überwachungsstellen (ZÜS) durchgeführt, die durch die 
Genehmigungsbehörden anerkannt sein müssen. 
 
Die WKP sind wie folgt vorgeschrieben: 

• in der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG), die 
entsprechende WKP anordnet; 

• in der Baugenehmigung, z. B. im Hinblick auf die Standsicherheit des Fundaments; 
• in der „Richtlinie für Windenergieanlagen“ des Deutschen Instituts für Bautechnik 

(DIBt), die bundeseinheitliche Kriterien für die WKP von Windenergieanlagen festlegt. 
 
Die zuständigen Landesbehörden sind dafür verantwortlich, dass die WKP ordnungsgemäß 
durchgeführt werden. Die Prüfintervalle der WKP, die der Prüfung von Maschine, 
Rotorblättern und Tragstruktur dient, ergeben sich individuell aus der behördlichen 
Genehmigung, der Typenprüfung und den gutachterlichen Stellungnahmen zur 
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Windenergieanlage. Für moderne Maschinen lässt sich zusammenfassend sagen, dass 
Windenergieanlagen, die weniger als zwölf Jahre alt sind, alle vier Jahre geprüft werden 
müssen (Maschinenteil, Rotorblätter, Tragstruktur). Anlagen, die älter als zwölf Jahre sind, 
müssen alle zwei Jahre einer Rotorblattprüfung und alle vier Jahre einer Maschinenprüfung 
(sowie Tragstruktur) unterzogen werden. Für Windenergieanlagen, die älter sind als die 
Entwurfslebensdauer (in der Regel 20 Jahre), werden kürzere Prüfintervalle durch die 
Sachverständigen festgelegt. 
 
Zu beachten ist, dass die WKP auf den vorgeschriebenen regelmäßigen Wartungen aufsetzen. 
Daher ist auch geregelt, dass ein gültiger Wartungsvertrag mit einem qualifizierten 
Wartungsunternehmen bestehen muss. Ist das nicht der Fall, weil die Wartungen 
beispielsweise selbst vorgenommen werden, verkürzen sich die Fristen für die WKPs.  
 
8. C 30 Automatische Eintragung von wahlberechtigen Auslandsdeutschen in 
Wahlregister für Bundestagswahlen 
Der Antrag fordert, eine Beteiligung der Auslandsdeutschen an Wahlen zum Deutschen Bundestag 
und zum Europäischen Parlament zu erleichtern. 
 
Einer „automatischen“ Eintragung stehen sowohl verfassungsrechtliche als auch technische 
Hindernisse entgegen. Die Staatsangehörigkeit allein begründet kein Wahlrecht, da nach 
einschlägigen Urteilen des Bundesverfassungsgerichts die Möglichkeit, eine reflektierte 
Wahlentscheidung zu treffen, für die Wahlteilnahme unabdingbar ist. Dies setzt nach einem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes für Auslandsdeutsche ein Mindestmaß an persönlich 
und unmittelbar erworbener Vertrautheit mit dem politischen System Deutschlands voraus. 
Deutsche, die am Wahltag außerhalb Deutschlands leben, sind deshalb nur dann 
wahlberechtigt,  
 
a) wenn sie nach Vollendung ihres 14. Lebensjahres mindestens drei Monate 
ununterbrochen in der Bundesrepublik Deutschland gelebt haben und dieser Aufenthalt nicht 
länger als 25 Jahre zurückliegt oder  
b) wenn in einem Antrag dargelegt werden kann, dass sie aus anderen Gründen in einer mit 
einem dreimonatigen Aufenthalt vergleichbaren Weise persönlich und unmittelbar 
Vertrautheit mit den politischen Verhältnissen in der Bundesrepublik Deutschland erworben 
haben und von ihnen betroffen sind. Mögliche Gründe für das Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 BWG sind im amtlichen Merkblatt zum Antrag nach Anlage 
2 zu § 18 Absatz 5 BWO und in Anwendungshinweisen des Bundesinnenministeriums 
beispielhaft erläutert. 
 
Bei der Europawahl gelten die im Wesentlichen gleichlautenden Bestimmungen des 
Europawahlgesetzes (EuWG) und der Europawahlordnung. Bei der Europawahl ist ein 
dreimonatiger Aufenthalt in Deutschland oder einem der übrigen Mitgliedstaaten 
Wahlrechtsvoraussetzung. 
 
Deutsche, die keinen Wohnsitz in Deutschland haben, sind in den deutschen Melderegistern 
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melderechtlich nicht erfasst. Ein Melderegister für Auslandsdeutsche oder eine Meldepflicht 
für in das Ausland verzogene Deutsche gibt es nicht. Da sie nicht aus den Melderegistern von 
Amts wegen in das Wählerregister eingetragen werden können, erfolgt die Eintragung auf 
Antrag in das Wählerregister der Gemeinde in Deutschland, in der sie vor ihrem Fortzug in 
das Ausland zuletzt gemeldet waren, hilfsweise in Berlin Mitte. Das Antragsformular ist bei 
den deutschen Vertretungen im Ausland, dem Bundeswahlleiter und den Gemeindebehörden 
auch über das Internet erhältlich. Für die Bundestagswahl 2013 wurden 67 000 
Auslandsdeutsche in das Wählerregister einer Gemeinde eingetragen. Nur etwa 930 Anträge 
wurden abgelehnt. 
 
Vor dem Hintergrund der bei den letzten beiden Bundestagswahlen durchgeführten 
Wahlprüfverfahren erscheint weniger die Eintragung ins Wählerregister als vielmehr die 
tatsächliche Wahlteilnahme als Problem. So verhindern die Laufzeiten der 
Briefwahlunterlagen in bestimmten Ländern faktisch die Wahlteilnahme. Die Stimmzettel 
werden etwa sechs Wochen vor der Wahl gedruckt. Selbst in Ländern wie Südkorea war bei 
der Bundestagswahl 2017 eine rechtzeitige Übersendung der Anträge auf Eintragung in das 
Wählerverzeichnis nach Deutschland und / oder der Versand der Briefwahlunterlagen und / 
oder die Rücksendung der Wahlbriefe zum Teil nicht möglich. Um diesem Problem zu 
begegnen, bieten einige Auslandsvertretungen aufgrund langer Postwege im Gastland die 
Kurierwegbenutzung an. Die CDU/CSU-Bundestagfraktion prüft sowohl dieses Verfahren als 
auch die Ermöglichung der Stimmabgabe in Konsulaten und Botschaften. 
 
9. C 33 Tilgungsplan Staatsschulden 
Der Antragsteller mahnt einen Tilgungsplan für Deutschlands Staatsschulden an. Mindestens die 
Hälfte des jährlichen Überschusses soll in die Tilgung der Schulden investiert werden. 
 
Nach geltender Rechtslage fließen Überschüsse aus dem Bundeshaushalt in die 2015 
eingerichtete sog. Flüchtlingsrücklage. In der Rücklage befinden sich nach Abschluss des 
Haushalts 2018 rd. 35 Mrd. Euro. Diese Maßnahme dient der Haushaltsflexibilität. In der 
Praxis bedeutet dies, dass Mittel aus finanziell guten Zeiten in finanziell schlechtere Zeiten 
verschoben werden. Im Ergebnis nimmt der Bund zunächst weniger neue Kredite auf, wenn 
alte fällig werden. Wenn die Mittel aus der Rücklage später gebraucht werden, können am 
Kapitalmarkt Kredite in entsprechender Höhe aufgenommen werden, ohne dass dies die 
schwarze Null negativ beeinflusst. Das Rücklagevermögen dient damit der zeitweiligen 
Schuldentilgung.  
 
Eine Änderung der Rechtslage, Überschüsse nicht in die Flüchtlingsrücklage fließen zu lassen, 
sondern wieder zur echten Schuldentilgung zu nutzen, wurde in den Koalitionsverhandlungen 
durch die SPD abgelehnt.  
 
Die Frage, wie mit einem Haushaltsüberschuss umzugehen ist, wird sich voraussichtlich in 
den folgenden Jahren angesichts der erwarteten Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben 
nicht stellen. Der ausgeglichene Haushalt ohne Neuverschuldung kann schon jetzt nur durch 
die Verwendung der Mittel der Flüchtlingsrücklage sichergestellt werden, die nach 
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gegenwärtigem Planungsstand bis 2023 vollständig aufgebraucht sein werden. Umso 
wichtiger wird es, Ausgabewünsche zu priorisieren. Hier stehen Bildung, Infrastruktur und 
Sicherheit im Fokus. 
 
10. C 34 Anerkennung Rentenbezügen für jüdische Zuwanderer aus der ehemaligen 
Sowjetunion 
Der Antrag spricht sich dafür aus, Rentenbezüge für jüdische Zuwanderer aus der ehemaligen 
Sowjetunion anzuerkennen. 
 
Der Koalitionsvertrag enthält folgenden Lösungsansatz: „Für Härtefälle in der 
Grundsicherung im Rentenüberleitungsprozess wollen wir einen Ausgleich durch eine 
Fondslösung schaffen. Entsprechendes wollen wir auch für die Gruppe der Spätaussiedler und 
der jüdischen Kontingentflüchtlinge prüfen.“ Danach ist eine Gleichstellung im 
Fremdrentengesetz (FRG) nicht intendiert, sondern es handelt sich um einen Prüfauftrag für 
eine Fondslösung für Härtefälle.  
 
Der Antrag geht damit deutlich über den Koalitionsvertrag hinaus. Die Forderung aus dem 
Antrag ist nicht neu. In einem Appell an die Bundesregierung forderten im April 2018 
parteiübergreifend über 90 Persönlichkeiten aus Politik, Kultur, Kirche und Gesellschaft eine 
Gleichstellung jüdischer Kontingentflüchtlinge bei den Rentenansprüchen nach dem 
Fremdrentengesetz. 
 
Eine Lösung im Sinne des Antrags ist jedoch schwerlich möglich. Das hat Gründe, die unter 
anderem im Gleichbehandlungsgebot liegen und vor allem darin, dass sich die gesetzliche 
Rente im Kern aus den eingezahlten Beiträgen finanziert.  
 
Eine Rente nach dem Fremdrentengesetz wird abweichend vom Äquivalenzprinzip nur an 
Deutsche gezahlt, die nur deswegen nicht in die deutsche Rentenkasse einzahlen konnten, 
weil ihre Heimat vom deutschen Staatsgebiet abgetrennt wurde. Soweit Deutsche aus 
Russland oder den GUS-Staaten nach Deutschland zuziehen, also auch jüdische Zuwanderer, 
können sie Renten nach dem FRG beantragen.  
 
Die meisten jüdischen Kontingentflüchtlinge und Zuwanderer aus diesen Gebieten erfüllen 
weder diese Voraussetzung noch verfügen sie über Verbindungen zu Deutschland, da sie 
zumeist nicht aus ehemals deutschen Gebieten stammen. Sie teilen ihr Schicksal vielmehr mit 
allen anderen Zuwanderern und Flüchtlingen, die bis heute und zukünftig aus den 
unterschiedlichen Teilen der Welt und auch aus den ehemaligen Ostgebieten nach 
Deutschland kommen. Wenn sie nicht in jungen Jahren zuwandern, sondern bspw. erst im 
mittleren Alter, ist es nahezu aussichtslos, in der deutschen Rentenversicherung 
Anwartschaften oberhalb der Grundsicherung aufzubauen.  
 
So verwundert es nicht, dass schon heute mehr als 25 Prozent der Empfänger der 
Grundsicherung im Alter einen Migrationshintergrund haben. Mehr als 16 Prozent der 
Empfänger der Grundsicherung besitzen eine ausländische Staatsangehörigkeit. Die 
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Grundsicherung ist dazu da, auch für diejenigen Altersarmut zu vermeiden und ein 
menschenwürdiges Auskommen zu gewährleisten, die über keine ausreichend hohe Rente 
verfügen. Auch viele Spätaussiedler sind grundsicherungsbedürftig trotz einer FRG-Rente. 
 
Eine Sonderlösung für einzelne Personengruppen, die in der Grundsicherung sind und nicht 
die Herleitung als Deutschstämmige aus ehemals deutschen Gebieten vor 1945 nachweisen 
können, erscheint insbesondere in der Abgrenzung zu anderen Personenkreisen rechtlich 
sehr schwierig.  
 
11. C 35 Sonderrufnummern 
Der Antrag zielt auf eine Änderung des Telekommunikationsgesetzes: es soll zukünftig keine 
Unterscheidung mehr bei der Preisfestlegung zwischen Festnetz und Mobilfunknetz geben.  
 
Die unterschiedlichen Preisfestlegungen erscheinen heute – auch nach Auffassung der 
BNetzA und des BMWi – nicht mehr zwingend. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich 
im Rahmen der siebten TKG-Novelle für eine Angleichung der Preise einsetzen.  
 
12. C 36 Förderung der psychischen Gesundheit medizinischen Personals 
Zur Förderung der psychischen Gesundheit des medizinischen Personals fordert der Antrag die 
Integration des Themas Mental Health in die Curricula der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
und der Studiengänge des medizinischen Fachpersonals. 
 
Die Förderung der psychischen Gesundheit des medizinischen Personals ist von wesentlicher 
Bedeutung. Deshalb ist es richtig, dieses Thema in die Curricula der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung und der Studiengänge des medizinischen Fachpersonals zu integrieren. So 
werden die Vorgaben der Inhalte des Medizinstudiums beispielsweise in der 
Approbationsordnung für Ärzte geregelt. Die Inhalte der Weiterbildung u. a. von Ärzten 
bestimmen die Ärztekammern in ihren Weiterbildungsordnungen.  
 
Im Koalitionsvertrag ist zudem festgelegt, die Umsetzung des „Masterplans Medizinstudium 
2020“ zur Neustrukturierung und Verbesserung der Medizinerausbildung, zur Stärkung der 
Allgemeinmedizin, zur Anpassung des Zulassungsverfahrens und zur besseren 
flächendeckenden hausärztlichen Versorgung gerade in ländlichen Regionen eng zu begleiten.  
 
13. C 48 Lebensstandard sichern – Zulagenrente verbessern 
Um auf ein den Lebensstandard sicherndes Vorsorgeniveau zu kommen, spricht sich der 
Antragsteller für eine umfassende Reform der privaten Zulagenrente („Riester“) aus. 
 
Der Koalitionsvertrag enthält eine Passage, wonach die Riester-Rente im Benehmen mit den 
Anbietern auf den Prüfstand gestellt werden soll. Bei der Riester-Rente handelt es sich um ein 
zertifiziertes Standard-Produkt, das durch Zulagen und Sonderausgabenabzug gefördert wird. 
Sie wurde seit 2002 schon in mehreren Reformgesetzen optimiert. Vor einer weiteren Reform 
sollten die Vorschläge der Rentenkommission abgewartet werden. Die Einbeziehung in eine 
Informationsplattform ist im Koalitionsvertrag ebenfalls vereinbart. 
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14. C 52 Anpassung Bundesaltenplan 
Der Antrag fordert, den Bundesaltenplan in seiner Ausgestaltung an den Kinder- und Jugendplan 
des Bundes noch innerhalb der 19. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages anzupassen.  
 
Zentrales Ziel der Seniorenpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist es, ältere Menschen 
dabei zu unterstützen, selbstbestimmt zu leben und an der Gesellschaft teilzuhaben. Dazu 
bedarf es ganz unterschiedlicher Instrumente. Vor allem ist die finanzielle Absicherung 
wichtig. Daher hat die Fraktion dafür gesorgt, dass die Altersvorsorge nachhaltig gesichert 
wurde – dazu gehören auch die Verbesserungen bei der sogenannten Mütterrente. 
Inzwischen fließen jährlich 100 Mrd. Euro aus dem Bundeshaushalt in die gesetzliche 
Rentenversicherung. Das sind gut 30 Prozent der Ausgaben.  
 
Wichtig für ältere Menschen, die Pflege, Hilfestellung und Versorgung benötigen, waren die 
Verbesserungen bei den Pflegeleistungen: Mit den Pflegestärkungsgesetzen hat die 
Bundesregierung in der letzten Legislaturperiode die größte Reform seit Einführung der 
Pflegeversicherung umgesetzt. Dadurch wurde die Unterstützung für Pflegebedürftige und 
ihre Familien seit 2013 um 12 Milliarden Euro und damit um mehr als 50 Prozent ausgeweitet. 
Weniger finanzielles Volumen, aber dennoch nicht weniger seniorenpolitische Bedeutung, 
hat der Bundesaltenplan. Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, ihn zusammen mit den 
Seniorenorganisationen weiterzuentwickeln und auszubauen. Ein erster Schritt war die 
Aufstockung um zwei Millionen Euro für 2019. Für die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Senioren-Organisationen (BAGSO) wurden 500.000 Euro zusätzlich bereitgestellt. Gespräche 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) mit der BAGSO 
über die weitere Entwicklung sind für den Herbst 2019 vereinbart. Auch die Empfehlungen 
der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“, die sich vor allem auf die Gestaltung der 
Altenhilfe auf kommunaler Ebene konzentrieren, sollen berücksichtigt werden. 
 
Die Bedürfnisse älterer Menschen stärker ins gesamtgesellschaftliche Bewusstsein zu rücken 
und sie als selbstverständlichen Bestandteil aller fachpolitischen Bereiche zu verankern, ist 
von zentraler Bedeutung. Hier geht es um das Miteinander aller Generationen in allen 
Belangen des Alltags. Deshalb ist Seniorenpolitik für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch 
eine gesamtgesellschaftliche und gesamtpolitische Aufgabe.  
 
15. C 53 Schutz und Nutzung von Gesundheitsdaten 
Damit die Gesundheitsdaten der Patienten bestmöglich genutzt werden können, zielt der Antrag 
darauf ab, dass die behandelnden Ärzte auf die individuellen Gesundheitsdaten zugreifen können. 
Das soll – anonymisiert – auch für die Forschung gelten. 
 
Der Koalitionsvertrag legt fest, dass  
• es einen weiteren Ausbau der Telematik-Infrastruktur gibt, 

• eine elektronische Patientenakte (ePA) für alle Versicherten eingeführt wird,  
• neue Zulassungswege für digitale Anwendungen und von Interoperabilität geschaffen 

werden,  
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• die digitale Sicherheit im Gesundheitswesen gestärkt wird,  

• die digitale Pflegeversorgung so weiterentwickelt wird, dass die Informations- und  
Kommunikationstechnologien sowie die neuen technischen Anwendungen in der Pflege 
durch die Pflegekräfte und die pflegebedürftigen Menschen besser genutzt werden 
können, 

• die Investitionen in Krankenhäuser für den Ausbau der Digitalisierung und die Einsetzung 
neuer Technologien erhöht werden. 
 

Der Schutz der Gesundheitsdaten ist ein wesentlicher Schritt, um diese Ziele auf 
Bundesebene umzusetzen und sicherzustellen. Die Gesundheitsdaten von Patienten werden 
für eine optimale ärztliche Versorgung und die Beratung zwischen den behandelnden Ärzten 
bestmöglich genutzt. Die Versorgung der Patienten und die Kommunikation zwischen Arzt 
und Patient wird verbessert und mehr Sicherheit für alle Akteure im Gesundheitsbereich 
garantiert. Von wesentlicher Bedeutung bei der Umsetzung digitaler Prozesse ist, ein 
Höchstmaß an Datenschutz- und Sicherheitsstandards zu wahren. 
 
Im Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) wurden konkrete Maßnahmen erarbeitet, 
um die ärztliche Versorgung im ländlichen Raum in diesem Sinne zu sichern. Beispielsweise 
müssen Krankenkassen ihren Versicherten spätestens ab 2021 eine elektronische 
Patientenakte (ePA) zur Verfügung stellen und sie darüber informieren. Dabei soll der Zugriff 
auf medizinische Daten der ePA mittels Smartphone oder Tablet möglich sein. Weitere 
Maßnahmen enthält der Entwurf eines Gesetzes für eine bessere Versorgung durch 
Digitalisierung und Innovation (Digitale Versorgung-Gesetz – DVG). Das Bundeskabinett 
beschloss den Gesetzentwurf am 10. Juli 2019.  
 
16. C 55 Kampf gegen multiresistente Keime 
Zur weiteren Erforschung und Bekämpfung multiresistenter Keime fordert der Antrag eine engere 
Kooperation zwischen den Niederlanden und Deutschland. 
 
In den nächsten Jahren soll die Forschung gegen die großen Volkskrankheiten weiter gestärkt 
werden. Dazu ist u. a. vorgesehen,  
 
• eine Milliarde Euro zusätzlich in den Kampf gegen Krebs, Demenz und für wirksame 

Antibiotika gegen multiresistente Keime zu investieren.  
• Während der G-20-Präsidentschaft im Jahr 2017 war es ein Ziel der Bundesregierung, den 

Ausbruch gefährlicher Infektionskrankheiten zu verhindern. 
• Die Weltgesundheitsversammlung hat einen globalen Aktionsplan im Sinne des „One-

Health“-Ansatzes zur Bekämpfung von Antibiotika-Resistenzen verabschiedet. Damit 
wurde eine gemeinsame Herangehensweise von Human- und Veterinärmedizin sowie der 
Landwirtschaft bei der Bekämpfung von Resistenzen verabredet. 

• Auf dieser Grundlage verabschiedete Deutschland einen 10-Punkte-Plan zur Vermeidung 
behandlungsassoziierter Infektionen und Antibiotika-Resistenzen. Dieser Plan sieht höhere 
Investitionen in die versorgungsnahe Forschung vor. Über einen Zeitraum von drei Jahren 
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sollen verstärkt Forschungsvorhaben zu den Themen nosokomiale Infektionen und 
Antibiotika-Resistenzen gefördert werden.  

• Mit der 2015 beschlossenen Deutschen Antibiotika-Resistenzstrategie DART setzte die 
Bundesregierung die 2008 begonnenen Anstrengungen zur Bekämpfung der Antibiotika-
Resistenzen fort. Jährlich wird über den Stand der Umsetzung von DART 2020 berichtet.  

• Die Verlängerung und Evaluation des Hygienesonderprogramms für Krankenhäuser auf 
Bundesebene. 

 
17. C 59 Politische Information durch Wahlwerbung 
Der Antrag will eine gesetzliche Regelung durchsetzen, die den Einwurf von Wahlwerbung an alle 
Haushalte im Vorlauf zu öffentlichen Wahlen – auch an Werbeverweigerer – zulässt.  
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich dafür einsetzen, dass die Machbarkeit einer 
solchen Regelung unter Einbeziehung der verfassungsrechtlich gezogenen Grenzen geprüft 
und ggf. im Folgenden gesetzgeberisch aufgegriffen wird. 
 
18. C 60, C 119, C 186 und C 202 Ehrenamt und Gemeinnützigkeit effektiv fördern und 
ausbauen 
Die Antragsteller sprechen sich dafür aus, das Ehrenamt weiter auszubauen und die steuerlichen 
Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement weiter zu verbessern. 
 
In den letzten Jahren wurden vielfältige Maßnahmen zur Stärkung des Ehrenamtes 
beschlossen. Zu weiteren steuerlichen Verbesserungen im Bereich des Ehrenamtes gibt es 
bisher keine Initiative der Bundesregierung. Zum steuerlichen Bereich Ehrenamt sieht der 
Koalitionsvertrag auch keine Vereinbarung vor. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion prüft 
dennoch Möglichkeiten zur weiteren Verbesserung. 
 
19. C 62 und C 74  Höhe des Kindergelds für im Ausland lebende Kinder anpassen 
Die Antragsteller fordern, die Höhe des Kindergeldes für im Ausland lebende Kinder an den 
dortigen Lebenshaltungskosten zu orientieren. 
 
Nach § 63 Abs. 1 Satz 6 EStG sind beim Anspruch auf Kindergeld grundsätzlich nur Kinder zu 
berücksichtigen, die einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland oder 
einem EU- oder EWR-Staat haben (Territorialprinzip). Daraus folgt, dass für Kinder, die in 
sogenannten Drittstaaten leben, kein Kindergeldanspruch besteht. 
 
Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Anpassung des Kindergelds für im Ausland 
lebende Kinder von EU-Bürgern an die dortigen Lebenshaltungskosten mit dem geltenden 
EU-Recht nicht vereinbar. Sämtliche Initiativen aus der letzten Legislaturperiode (u. a. 
gemeinsames Schreiben der Bundesminister Schäuble, Nahles und Altmaier) wurden von der 
EU-Kommission zurückgewiesen. In dieser Legislaturperiode ist es gelungen, durch das 
„Gesetz gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch“ wichtige und EU-
rechtskonforme Regelungen gegen Kindergeldmissbrauch zu verabschieden. 
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Mit Duldung oder Aufenthaltsgestattung besteht grundsätzlich kein Anspruch auf 
Kindergeld. Allerdings gelten für Staatsangehörige von Algerien, Bosnien und Herzegowina, 
Marokko, Montenegro, Serbien, Tunesien und der Türkei besondere Regelungen, nach denen 
sie unter bestimmten Umständen auch ohne Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis 
Anspruch auf Kindergeld haben können. 
 
20. C 63 Abschiebung von Gefährdern 
Der Antrag spricht sich dafür aus, dass die Sicherheit der Bevölkerung in Deutschland Vorrang vor 
der Sicherheit von ausländischen Gefährdern hat, so dass ein Abschiebehindernis grundsätzlich 
nicht besteht. 
 
Für die Durchführung der Rückführungen sind – auch im Falle von Gefährdern – die Länder 
zuständig. Die obersten Landesbehörden können gegen einen Ausländer aufgrund einer auf 
Tatsachen gestützten Prognose zur Abwehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland oder einer terroristischen Gefahr ohne vorhergehende 
Ausweisung eine Abschiebungsanordnung erlassen. Sie ist sofort vollziehbar. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat im Zuge der Migrationsgesetzgebung seit 2015 die 
Inhaftierungsmöglichkeiten von ausländischen Gefährdern deutlich ausgebaut. Insbesondere 
mit dem ersten und dem zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht 
konnten deutliche Fortschritte erzielt werden. So kann die Abschiebungshaft für einen 
Ausländer, von dem eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben oder bedeutende Rechtsgüter 
der inneren Sicherheit ausgeht, seither auch dann verhängt werden, wenn die Abschiebung 
nicht innerhalb des Dreimonatszeitraums möglich ist. Darüber hinaus wurde die mit dem 
zweiten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht neu eingeführte 
Vorbereitungshaft dahingehend erweitert, dass auch die Vorbereitung einer 
Abschiebungsanordnung zur Abwehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland oder einer terroristischen Gefahr erfasst wird. 
 
21. C 64 Reform der Grundsteuer 
Der Antrag fordert die grundgesetzlich gebotene zügige Änderung der Grundsteuer. 
 
Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen brachten Ende Juni 2019 ein Gesetz zur 
Reform der Grundsteuer in den Deutschen Bundestag ein. Dieser Entwurf sieht grundsätzlich 
eine wertabhängige Bewertung vor. Zugleich bietet er den Ländern über eine umfassende 
Öffnungsklausel die Möglichkeit, die Grundsteuer nach den Bedürfnissen vor Ort 
auszugestalten und zu erheben. Hier ist auch ein Äquivalenzmodell möglich.  
 
Des Weiteren wurde Ende Juni 2019 ein Gesetzentwurf zur Erhebung einer Grundsteuer C in 
den Bundestag eingebracht. 
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22. C 69, C 133, C 142, C 145 und C 199 Vollzug des Rechtsstaates und gesellschaftliche 
Teilhabe stärken / Asylrecht 
Die Antragsteller sprechen sich dafür aus, die Zuwanderung nach Deutschland besser zu ordnen, 
zu steuern und zu verringern. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen zur Beseitigung 
bestehender Abschiebehindernisse.  
 
Die große Koalition hat Anfang Juni 2019 im Deutschen Bundestag ein außergewöhnlich 
umfangreiches Gesetzeswerk zu Migration und Asyl beschlossen, das zahlreiche der in den 
Anträgen geforderten Punkte aufgreift und umsetzt. Mit insgesamt acht Einzelgesetzen ist 
ein zentrales Reformvorhaben der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in dieser Legislaturperiode 
umgesetzt worden. Mit Blick auf das Ziel, Migration zu steuern, zu ordnen und in ihrem 
illegalen Teil klar zu begrenzen, ist das ein großer Schritt nach vorn. Im Herbst 2019 soll dem 
Migrationspaket ein neuntes Gesetz folgen, mit dem wir Änderungen am Asylprozessrecht 
vornehmen werden, um Asylklageverfahren insgesamt zu beschleunigen. Das Gesetz zur 
Einstufung Georgiens, der Demokratischen Volksrepublik Algerien, des Königreichs Marokko 
und der Tunesischen Republik als sichere Herkunftsstaaten harrt einer Beschlussfassung im 
Bundesrat, die aufgrund eines drohenden Vetos der Grünen derzeit nicht herbeigeführt wird. 
 
Bei den parlamentarischen Beratungen des oben genannten Migrationspakets hat sich die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion von der Erkenntnis leiten lassen, dass die Zukunft des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland in entscheidendem Maße davon abhängt, wie gut es uns 
gelingen wird, unsere Fachkräftebasis zu sichern und zu erweitern. Dabei ist der Fraktion 
wichtig, dass die Fachkräftegewinnung aus Drittstaaten immer nur eine von drei Säulen einer 
umfassenden Fachkräftestrategie ist; vorrangig bleiben die Aktivierung des inländischen 
Potenzials und die Fachkräftegewinnung aus der EU. Für die Gewinnung von akademischen 
Fachkräften aus Drittstaaten verfügt Deutschland bereits heute über einen offenen und von 
internationalen Experten auch als solchen anerkannten Rechtsrahmen. Mit dem 
„Fachkräfteeinwanderungsgesetz“ beziehen wir in diesen Rahmen nun auch Fachkräfte mit 
qualifizierter Berufsausbildung ein. In den Verhandlungen mit der SPD wurde daher darauf 
geachtet, dass zwischen der Fachkräftegewinnung für den deutschen Arbeitsmarkt und den 
humanitären Verpflichtungen klar unterschieden wird, auch um keine Anreize für illegale 
Migration nach Deutschland zu setzen.  
 
Zu einer überzeugenden Migrationsgesetzgebung gehört nicht allein die Gewinnung von 
Fachkräften, sondern auch zwingend die klare Begrenzung der illegalen Migration, die nur bei 
konsequenter Durchsetzung von bestehenden Ausreisepflichten denkbar ist. Ende 2018 
waren in Deutschland rund 240 000 Personen vollziehbar ausreisepflichtig und zusätzlich 
rund 280 000 Klagen gegen ablehnende Asylentscheidungen des BAMF anhängig, die in der 
ganz großen Mehrzahl erfolglos sein werden. Deshalb wurde mit dem Zweiten Gesetz zur 
besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht der Druck auf Ausreisepflichtige konsequent 
verschärft. Im Einzelnen sind in diesem Zusammenhang zu nennen: 
 
Mehr Härte gegen Identitätstäuscher und Mitwirkungsverweigerer: Ausreisepflichtige 
Ausländer, die ihre Abschiebung selbst verhindern, erhalten künftig eine „Duldung für 
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Personen mit ungeklärter Identität“ (DUI) und sind von folgenden Sanktionen betroffen: 
Wohnsitzauflage; Erwerbstätigkeitsverbot; keine Berücksichtigung der Duldungszeiten im 
Rahmen der Bleiberechte; Arbeitsverbot auch bei Widerspruch oder Klage gegen die DUI; 
Folgen einer Heilung nur für die Zukunft; Glaubhaftmachung, dass alles Zumutbare zur 
Passbeschaffung getan wird, durch eidesstattliche Versicherung nur auf Aufforderung der 
Ausländerbehörde; Ausweitung Vorbereitungshaft und Abschiebungshaft; Einführung einer 
sog. Mitwirkungshaft für den Fall, dass Ausreisepflichtige den Anordnungen zur Mitwirkung 
bei der Identitätsklärung nicht Folge leisten; vorübergehende Unterbringung (getrennt von 
Strafgefangenen) in Justizvollzugsanstalten möglich, bis die Länder Abschiebungshaftplätze 
aufgebaut haben; Absenkung der Schwellen für Ausweisungen insbesondere bei kriminellen 
Ausländern; Verhinderung der Sekundärmigration innerhalb der EU; Streichung und 
Absenkung von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz;  Aufbau eines effektiven 
Instruments gegen das Untertauchen: deutliche Absenkung der Voraussetzungen für den 
Ausreisegewahrsam und erstmals Möglichkeit der vorläufigen Ingewahrsamnahme; erstmals 
bundesweites Recht zum Betreten / Durchsuchen von Wohnungen zur Suche nach 
Abzuschiebenden (weitergehende Regelungen in Bayern / Baden-Württemberg bleiben 
unberührt); grundsätzlich zentrale Unterbringung von Asylsuchenden: Verlängerung von 
zurzeit 6 auf bis zu 18 Monate (Familien: bis 6 Monate); Asylbewerber aus sicheren 
Herkunftsstaaten, Mitwirkungsverweigerer und Identitätstäuscher auch darüber hinaus 
(Ausnahme: Kinder). 
 
Erst aus der Verbindung beider Vorhaben, für die das „Fachkräfteeinwanderungsgesetz“ und 
das „Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht“ stehen, resultiert ein 
stimmiger Ansatz in der Migrationspolitik: Die Gewinnung ausländischer Fachkräfte wird 
ermöglicht, gleichzeitig wird die Ausreisepflicht derer durchgesetzt, die kein Bleiberecht 
haben und deshalb Deutschland wieder verlassen müssen. Nur so ergibt sich eine 
ganzheitliche Strategie, mit der Migration geordnet, gesteuert und in ihrem illegalen Teil 
begrenzt werden kann. 
 
23. C 70 Ärztliche Versorgung im ländlichen Raum – hier: Mobilität 
Der Antrag fordert, dass im ländlichen Raum alle Bürgerinnen und Bürger Arztpraxen erreichen 
können. 
 
Mit dem „Terminservice- und Versorgungsgesetz“ (TSVG) und dem 
„Pflegepersonalstärkungsgesetz“ (PpSG) wurden bereits konkrete Maßnahmen gesetzlich 
verankert, um die ärztliche Versorgung im ländlichen Raum zu sichern – auch im Hinblick auf 
Mobilität und Erreichbarkeit. So enthält das TSVG eine weitgehende Niederlassungsfreiheit 
von Ärzten in ländlichen oder strukturschwachen Gebieten, eine flexiblere und 
bedarfsgerechtere Bedarfsplanung, eine kleinräumigere Verteilung von Arztsitzen und eine 
besondere Unterstützung von Ärzten durch regionale Zuschläge, die in wirtschaftlich 
schwachen und unterversorgten ländlichen Räumen praktizieren.  
 
Das PpSG sieht beispielsweise vor, dass bedarfsnotwendige Krankenhäuser in ländlichen 
Gebieten ab dem Jahr 2020 jährlich zusätzliche Mittel in Höhe von jeweils 400.000 Euro 
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erhalten, sofern sie die Kriterien der Beschlüsse des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) 
vom 24. November 2016 und vom 19. April 2018 erfüllen. Das PpSG legt zudem fest, dass 
besonders pflegebedürftige oder schwerbehinderte Menschen künftig nach ärztlicher 
Verordnung, auch ohne vorherige Genehmigung der Krankenkasse, mit dem Taxi zum Arzt 
fahren dürfen. 
 
24. C 71 Ärztliche Versorgung im ländlichen Raum – hier: Gemeindeschwestern 
Gemäß dem Antrag sollen die Krankenkassen Gemeindeschwestern als festen Bestandteil der 
gesundheitlichen Versorgung von chronisch kranken und immobilen Menschen im ländlichen 
Raum etablieren und die Kosten übernehmen. 
 
Wie bereits bei Antrag C 70 (s. o.) dargelegt, ist die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung 
im ländlichen Raum ein wesentliches Anliegen im Koalitionsvertrag. Entsprechend wurden 
konkrete Maßnahmen in dieser Legislaturperiode auf den Weg gebracht. Es ist zudem 
geregelt, dass die Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) in unterversorgten oder von 
Unterversorgung bedrohten Gebieten eigene Praxen (Eigeneinrichtungen) oder mobile und 
telemedizinische Versorgungs-Alternativen anbieten müssen.  
 
In ärztlich unterversorgten Gebieten ist die Stärkung von Gemeindeschwestern von 
erheblicher Bedeutung. Daher ist eine Änderung des Gesetzes über das Deutsche Rote Kreuz 
und andere freiwillige Hilfsgesellschaften im Sinne des Genfer Rotkreuz-Abkommens (DRKG) 
geplant, bei der auch vereinsrechtlich organisierte Schwesternschaften des DRK-Trägers Teil 
der praktischen Ausbildung bleiben können.  
 
Ziel ist es, die seit Jahrzehnten praktizierte und bewährte Einsatzweise und 
Organisationsstruktur zu bewahren, indem die Rotkreuzschwestern künftig formell in das 
deutsche Gesundheitssystem einbezogen werden. Nur so ist ihre Einsatzfähigkeit in den 
unterschiedlichsten Gesundheitseinrichtungen gewährleistet. 
 
25. C 72 Ärztliche Versorgung im ländlichen Raum – hier: Vereinfachung der 
Verfahrenswege 
Der Antragsteller fordert, dass die zur Verfügung stehenden Fördermittel für ambulant betreute 
Pflegewohngemeinschaften leichter abgerufen werden können. 
 
Bereits heute gibt es eine Vielzahl von Möglichkeiten zur Förderung von alternativen 
Wohnformen.  Neue Wohnformen sind beispielsweise das Betreute- oder das Service-Wohnen, 
bei dem – abgesehen vom Mietvertrag – auch ein Servicevertrag abgeschlossen wird. Von 
zentraler Bedeutung sind in diesem Zusammenhang auch die Pflegewohngemeinschaften, der 
Wohngruppenzuschlag oder die Anschubfinanzierung für eine neu gegründete ambulant 
betreute Wohngruppe. Diese Möglichkeiten müssen aufgrund der demographischen 
Herausforderungen stärker genutzt und ausgebaut werden. Dabei müssen die Verfahrenswege 
für das Abrufen der Fördermittel weiter vereinfacht werden, insbesondere im Zusammenspiel 
mit der Rolle der Pflegestützpunkte vor Ort.  
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26. C 80 Berufsrückkehr fördern 
Der Antrag spricht sich für eine verstärkte Förderung von Menschen aus, die nach längerer Pause 
in ihren Beruf zurückkehren wollen. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sieht es als eine wichtige Aufgabe an, in einer durch 
technologischen und digitalen Wandel geprägten Arbeitswelt erwerbsfähige bzw. 
erwerbstätige Menschen aller Bildungsniveaus bei qualifikatorischen Anpassungen zu 
unterstützen. Die hierfür notwendige arbeitsmarktpolitische Weiterbildungsförderung, die 
auch Maßnahmen zur Nachqualifizierung einschließt, wird seitens der Bundesregierung in 
erster Linie durch das BMAS und die Bundesagentur für Arbeit betreut. Sie richtet sich nach 
den Regelungen des SGB II und SGB III. Mit dem Qualifizierungschancengesetz wurden 
Regelungen zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit infolge des digitalen und demografischen 
Wandels geschaffen. Mit den Änderungen sollen die Qualifikationen von Beschäftigten durch 
Fortbildungen erneuert, berufliche Aufstiege und Umstiege ermöglicht werden. 
 
Aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion gilt es, die Möglichkeiten der Digitalisierung 
dafür zu nutzen, Weiterbildung noch bedarfsgerechter und individualisierter zu gestalten und 
erwerbsfähige Menschen kontinuierlich auf den aktuellen Wissensstand zu bringen. Um 
dieses Ziel zu erreichen, hat das BMBF am 12.06.2019 zusammen mit dem BMAS und den 
Sozialpartnern die Nationale Weiterbildungsstrategie beschlossen. Mit ihr sollen zum Beispiel 
interaktive Lernplattformstrukturen entwickelt werden, die die individuellen Möglichkeiten, 
passgenaue Weiterbildungsangebote zu erhalten, erweitern und erleichtern. Die Plattformen 
sollen so konzipiert sein, dass sie direkt und miteinander vergleichbar digitale Lehr-Lern-
Angebote zur Verfügung stellen, die ein modulares, flexibles und sicheres Lernen 
ermöglichen. 
 
Im Bereich der beruflichen Nachqualifizierung fördert die Bundesregierung aus dem Etat des 
BMBF die Entwicklung, Standardisierung und Qualitätssicherung von Ausbildungsbausteinen 
bzw. Teilqualifikationen. Ziel dieser Instrumente ist es, den schrittweisen Erwerb eines 
vollqualifizierenden Ausbildungsabschlusses zu ermöglichen. Die Teilqualifikationen (TQ) 
richten sich an junge Erwachsene über 25 Jahre ohne Ausbildung und Erwachsene auf dem 
Weg in die berufliche (Wieder-)Eingliederung bzw. zur Beschäftigungssicherung. Das BMBF 
hat gemeinsam mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) bundeseinheitliche und 
kompetenzbasierte Ausbildungsbausteine für über 20 Berufe entwickelt. Auf dieser 
Grundlage unterstützt das BMBF den DIHK, die BDA und das BIBB in drei Projekten bei der 
Entwicklung von TQ-Standards und zur Qualitätssicherung von Ausbildungsbausteinen. 
 
Mit der Nationalen Weiterbildungsstrategie und den beschriebenen Maßnahmen liegt auf 
Bundesebene ein umfassendes Instrumentarium an Nachqualifizierungsangeboten vor, um 
erwerbsfähige bzw. erwerbstätige Menschen wieder auf den aktuellen Wissensstand ihres 
jeweiligen Ausbildungsabschlusses zu bringen.   
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27. C 87 Stärkung der Kohäsionspolitik 
Der Antragsteller fordert eine Stärkung der Kohäsionspolitik im Rahmen der  Verhandlungen mit 
der EU-Kommission für einen neuen Mittelfristigen Finanzrahmen. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die Forderung zur Stärkung der Kohäsionspolitik 
beim Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR). Es werden wettbewerbsfähige Regionen, darunter 
auch starke Grenzregionen gebraucht. Deshalb sieht die Fraktion die Kürzungen bei den 
INTERREG-Mitteln besonders kritisch. Die Kooperationsherausforderungen für Grenzräume, 
insbesondere mit starkem sozialökonomischem Gefälle, müssen berücksichtigt werden. Die 
Kohäsionspolitik soll grundsätzlich den Zusammenhalt zwischen strukturschwachen und 
strukturstarken Regionen sichern.  
 
Es steht außer Frage, dass die Mittelzuweisungen an das sich ändernde Wohlstands- und 
Entwicklungsniveau angepasst werden müssen. Nichtsdestoweniger sollten weiterhin alle 
Regionen an der Kohäsionspolitik teilhaben; starke Förderabrisse gilt es zu vermeiden. Die 
Fraktion begrüßt daher, dass die regionalen Behörden stärker in die Verwaltung der EU-
Mittel eingebunden werden. Auch eine sachgemäße Gestaltung der Kofinanzierungssätze 
kann die Eigenverantwortung für EU-geförderte Projekte in den betroffenen Ländern und 
Regionen stärken. 
 
Die Fraktion setzt sich in ihrer parlamentarischen Arbeit dafür ein, dass die Forderungen eins 
bis drei der Überweisung C 87 durch die Bundesregierung weitgehend umgesetzt werden. 
 
28. C 91 Gründung Bundesstiftung „Dr. Helmut Kohl“ 
Der Antrag setzt sich für die Errichtung einer Bundesstiftung „Dr. Helmut Kohl“ ein. Die Stiftung 
soll das politische Leben und Wirken Helmut Kohls für die Nachwelt aufbereiten. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt das Anliegen voll und ganz und handelt 
entsprechend. 
 
29. C 100 Wohnungsmangel bekämpfen und C 131 Mietrecht 
Die Antragsteller sprechen sich für Maßnahmen zur Schaffung von neuem und günstigerem 
Wohnraum in den Ballungsgebieten aus. Zugleich sollen die Rechte privater Vermieter gestärkt 
werden. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich mit Nachdruck dafür ein, dass das dringliche 
Problem, bezahlbaren Wohnraum – insbesondere auch in Ballungsgebieten – sicherzustellen, 
in ausgewogener Weise für Mieter und Vermieter gelöst wird. Aus Sicht der Fraktionen liegt 
der Schlüssel zu mehr bezahlbarem Wohnraum darin, dass mehr Wohnungen und Häuser 
gebaut werden, damit das Angebot in angespannten Mietmärkten verbreitert wird. 
Dementsprechend hat die Fraktion darauf gedrungen, dass im Koalitionsausschuss vom 
18.  August 2019 neben moderaten mietrechtlichen Regelungen insbesondere Maßnahmen 
vereinbart wurden, die das Bauen beschleunigen.  
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Auf der Grundlage der Handlungsempfehlungen der Kommission für „Nachhaltige 
Baulandmobilisierung und Bodenpolitik“ (Baulandkommission) wird die Bundesregierung 
noch im Jahr 2019 einen Gesetzentwurf zur Änderung des Baugesetzes vorlegen. Des 
Weiteren wird die Bundesregierung bis zum Ende des Jahres 2019 einen Gesetzentwurf zur 
Reduzierung der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen erstellen, den 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion intensiv prüfen wird, auch mit Blick auf die Interessen von 
Eigentümern und Käufern.  
 
Im Übrigen wurden mit dem im November 2018 verabschiedeten 
Mietrechtsanpassungsgesetz gemäß den Vorgaben des Koalitionsvertrags mietdämpfende 
Maßnahmen vereinbart. Bei allen weitergehenden Überlegungen muss darauf geachtet 
werden, dass bei Förderung des Interesses an bezahlbarem Wohnraum gleichzeitig auch im 
Verhältnis der Vertragsparteien keine übermäßigen einseitigen Belastungen geschaffen 
werden. Etwaigen Änderungsbedarf zugunsten der unter Umständen strukturell schwächer 
gestellten Kleinvermieter wird die Fraktion prüfen. 
 
30. C 105 Wiedereinführung der Meisterpflicht 
Der Antragsteller fordert eine Stärkung des Meisterbriefs (Großer Befähigungsnachweis) als 
qualifikationsgebundenen Berufszugang im Handwerk, zudem höhere Leistungen beim Meister-
BAföG. 
 
Meisterbrief 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist davon überzeugt, dass der Meisterbrief im deutschen 
Handwerk die beste Garantie für Qualitätsarbeit, Verbraucherschutz, Leistungsfähigkeit, 
Innovationskraft und hochwertige berufliche Aus- und Weiterbildung liefert. In der 
Koalitionsarbeitsgruppe Meisterbrief ist es gelungen, ein Eckpunktepapier zu beschließen, 
das einen klaren Auftrag an das Bundeswirtschaftsministerium enthält, die Meisterpflicht im 
Rahmen des verfassungs- und EU-rechtlich Möglichen wieder auszuweiten. Zu diesem Zweck 
hat im BMWi im Juni 2019 eine Anhörung aller Gewerke stattgefunden, die mit der Reform 
2003 in die Zulassungsfreiheit überführt wurden. Nach der Sommerpause 2019 soll ein 
Gesetzentwurf vorgelegt werden.  
 
Aller Voraussicht nach wird das Kriterium der Gefahrgeneigtheit und des Schutzes von Leben 
und Gesundheit weiterhin eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung der Meisterpflicht 
spielen. Zudem wurden in der Anhörung alle relevanten rechtlichen und ökonomischen 
Aspekte der Meisterpflicht abgefragt. Auch Veränderungen im Weiterbildungs- und 
Qualifikationsniveau der Unternehmerinnen und Unternehmer wurden mit einbezogen. 
 
Ziel der Koalitionsfraktionen ist es, dass das neue Handwerksrecht zum 1. Januar 2020 in 
Kraft treten kann. Dabei soll sichergestellt werden, dass in denjenigen Gewerken, die 
meisterpflichtig werden, bestehende Betriebe ohne Meisterbrief dauerhaft Bestandsschutz 
genießen. 
 
Berufliche Bildung 
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Aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion kommt der beruflichen Bildung in Deutschland 
eine grundlegende Bedeutung für die guten Beschäftigungschancen, die Teilhabe und 
Integration junger Menschen, die Fachkräftesicherung und die insbesondere im europäischen 
Vergleich geringe Jugendarbeitslosigkeit zu. Sie ist ein gutes Beispiel für das erfolgreiche 
Zusammenwirken von Staat, Unternehmen, Arbeitgebern, Kammern und Gewerkschaften. Sie 
steht für eine bedarfsgerechte Ausbildung und bringt dadurch viele gut qualifizierte 
Fachkräfte hervor. Die berufliche Bildung ist ein international beachtetes 
Alleinstellungsmerkmal des deutschen Bildungssystems und ein wesentlicher Pfeiler unseres 
Wohlstands. 
 
Angesichts der Chancen und Herausforderungen durch den digitalen Wandel und 
komplexerer Qualifikationsanforderungen in der modernen Arbeitswelt müssen die 
regelmäßige Fortentwicklung von Ausbildungsinhalten, von Lehr-, Lern- und Prüfmethoden 
sowie eine zeitgemäße Ausbildungsgestaltung sichergestellt werden. Darüber hinaus muss 
die stete Qualifizierung von betrieblichem Ausbildungspersonal sowie 
Berufsschullehrerinnen und -lehrern in den Blick genommen werden. Technische 
Entwicklungen müssen frühzeitig und kontinuierlich in die berufliche Bildung einbezogen und 
für sie verfügbar gemacht werden.  
 
Deshalb haben CDU und CSU im Koalitionsvertrag durchgesetzt, den rechtlichen Rahmen für 
die berufliche Bildung in Deutschland an die Anforderungen einer digitalisierten Arbeitswelt 
anzupassen und mit einer Novelle des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) auf wichtige Trends 
und Entwicklungen einzugehen. Es ist der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein besonderes 
Anliegen, mit der Gesetzesnovelle einen wichtigen Beitrag zur Modernisierung der dualen 
Ausbildung zu leisten und damit auch zu einer höheren Wertschätzung für die berufliche 
Bildung insgesamt zu gelangen.   
 
Zu den Punkten im Einzelnen 
 

• Etablierung der Höheren Berufsbildung, u. a. durch die bundesweite Einführung des 
BerufsAbiturs und Zugangsmöglichkeiten für Meister zu Masterstudiengängen. 

 
Der Begriff „Höhere Berufsbildung“ steht für eine Initiative des Zentralverbands des 
Deutschen Handwerks (ZDH).1 Wichtiger Bestandteil ist das BerufsAbitur, das den Erwerb 
eines Gesellenabschlusses mit dem Erwerb der allgemeinen Hochschulreife verknüpft und 
nach Wunsch des ZDH zu einem Regelangebot mit verbindlichen bundesweiten Standards 
werden soll. ZDH und KMK entwickelten 2016 in einer Arbeitsgruppe drei Modellvarianten 
des BerufsAbiturs. Diese werden seit dem Ausbildungsjahr 2017/2018 in verschiedenen 
Ländern erprobt. 
 
Die Begründung, Erprobung und ggf. dauerhafte Einführung eines BerufsAbiturs fallen in den 

 
1 Hierzu auch „Vorschläge zur Etablierung einer Höheren Berufsbildung“. Beschluss des Bundesfachausschuss 
Bildung, Forschung und Innovation. 6. Juni 2016. 
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Zuständigkeitsbereich der Länder. Aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion gilt es 
zunächst, konkrete Erfahrungswerte aus den Modellprojekten zu beobachten. Hierzu zählt 
die Frage, ob das BerufsAbitur die mit ihm erhoffte Attraktivitätssteigerung der beruflichen 
Bildung bewirken kann oder seinerseits Akademisierungstendenzen Vorschub leistet.  
 
Am 15. Mai 2019 hat die Bundesregierung im Bundeskabinett die Novelle des BBiG 
beschlossen. Die BBiG-Novelle sieht vor, die Höhere Berufsbildung als Marke deutlich zu 
stärken. Zu diesem Zweck sollen drei einheitliche Fortbildungsstufen mit drei international 
anschlussfähigen Abschlussbezeichnungen eingeführt werden: Geprüfter Berufsspezialist, 
Bachelor Professional und Master Professional. Die Attraktivität und Transparenz der 
beruflichen Fortbildung und die internationalen Karrierechancen ihrer Absolventen sollen 
dadurch weiter gesteigert werden. Das Gesetz wird aktuell beraten. Ein Inkrafttreten der 
BBiG-Novelle ist für den 1. Januar 2020 vorgesehen. 

 
Verbesserungen der Zugangsmöglichkeiten für Meister zu Masterstudiengängen sind aus 
Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßenswert. Die Regelungszuständigkeit liegt 
jedoch auch hier auf Seiten der Länder.  

 
• Erhöhte Förderung der Berufsbildungs- und Kompetenzzentren durch Bund und 

Länder. 
 
Mit Bekanntmachung vom 25. Juni 2019 erweiterte das BMBF das Sonderprogramm ÜBS-
Digitalisierung um weitere vier Jahre, zusätzliche Fördermittel von insgesamt 120 Mio. Euro 
und neue Fördermöglichkeiten. Mit den Fördermitteln können die überbetrieblichen 
Berufsbildungsstätten (ÜBS) und Kompetenzzentren ihre Werkstätten und Lehrräume digital 
ausstatten, innovative Ausbildungskonzepte entwickeln und Ausbildungspersonal im 
Umgang mit den neuen Technologien qualifizieren. Das BMBF unterstützt die ÜBS und 
Kompetenzzentren auf hohem Niveau mit jährlich 72 Mio. Euro. Hinzu kommt das 
Förderengagement des BMWi sowie der jeweiligen Sitzländer. Ein darüber hinausgehender 
bundespolitischer Handlungsbedarf besteht aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
derzeit nicht. 
 

• Qualitätssicherung und -verbesserung durch regelmäßige Evaluierungen nach bundes-
weiten Standards für die Meisterschulen („Meister-PISA“). 

 
Meisterprüfungsverordnungen werden in einem zulassungspflichtigen Handwerk nach § 45 
HwO und in zulassungsfreien Handwerken oder handwerksähnlichen Gewerben nach § 51 a 
HwO durch das BMWi im Einvernehmen mit dem BMBF erlassen.  
 
Die ordnungspolitische Regelungszuständigkeit des Bundes erstreckt sich aber nicht auf die 
Vorbereitungskurse für eine Meisterprüfung, wie sie an sogenannten Meisterschulen 
stattfinden. Eine Teilnahme an Vorbereitungskursen ist für Prüfungsinteressierte nicht 
verpflichtend. Entsprechend nimmt der Bund – anders als bei den Prüfungsinhalten – auf die 
Inhalte und Qualität der Vorbereitungskurse keinen ordnungspolitischen Einfluss. 
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• Erhöhte Leistungen beim Meister-BAföG. 
 
Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, die Leistungen des Aufstiegs-BAföG (früher: Meister-
BAföG) mit zusätzlichen 350 Mio. Euro in dieser Legislaturperiode weiter auszubauen. Ziel ist 
es, noch mehr engagierte Menschen für einen beruflichen Aufstieg zu gewinnen.  
 
Die Leistungserweiterungen sind Bestandteil der geplanten 4. Novelle des 
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes (AFBG): Für eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und beruflichem Aufstieg soll der einkommensunabhängige Kinderbetreuungszuschlag für 
Alleinerziehende von 130 Euro auf 150 Euro erhöht werden. Der Zuschussanteil bei den 
Lehrgangs- und Prüfungskosten (inklusive Meisterstück) soll maßvoll von 40 Prozent auf 50 
Prozent gesteigert werden. Dies kommt insbesondere den handwerklichen Berufen zugute. 
Damit sich Erfolg künftig noch mehr lohnt, soll auch der Belohnungserlass von 40 Prozent auf 
50 Prozent angehoben werden. Erfolgreichen Aufsteigerinnen und Aufsteigern, die ein 
Unternehmen mit Geschäftstätigkeit gründen, übernehmen oder erweitern, sollen die 
Darlehensraten der Maßnahme vollständig erlassen werden. 
 
Aufbauend auf der Novellierung des BBiG soll das Aufstiegs-BAföG künftig eine Förderung 
des beruflichen Aufstiegs über alle drei Fortbildungsstufen ermöglichen: „Schritt für Schritt“ 
bis auf „Master-Niveau“. Bisher war in der Regel nur die Förderung auf einer 
Fortbildungsstufe möglich.  
 
Ebenso ist geplant, die Unterhaltsförderung für Vollzeitgeförderte mit der AFBG-Novelle zu 
einem Vollzuschuss auszubauen. Davon profitieren vor allem Geförderte aus den 
Sozialberufen, die an Fachschulen in Vollzeit lernen. Faktisch verbleiben geförderten 
beruflichen Aufsteigerinnen und Aufsteigern mit dem Aufstiegs-BAföG damit keine Kosten 
mehr für die berufliche Fortbildung. 
 
Ein Inkrafttreten der Änderungen zum Aufstiegs-BAföG ist für den 1. August 2020 
vorgesehen. 
 
31. C 109 Impfquote verbessern 
Der Antrag will erreichen, dass Eltern bei Anmeldung ihrer Kinder in Kita oder Kindergarten einen 
Impfnachweis ihrer Kinder verpflichtend vorlegen müssen. 
 
Die Koalitionspartner haben sich im Koalitionsvertrag verpflichtet, weitere Maßnahmen zu 
ergreifen, um die notwendigen Impfquoten zum Schutz der Bevölkerung zu erreichen. 
 
Mit dem Präventionsgesetz 2015 wurde bereits der Impfschutz verbessert, u. a. durch folgende 
Regelungen:  

• Der Impfschutz soll bei allen Routine-Gesundheitsuntersuchungen für Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene sowie den Jugendarbeitsschutzuntersuchungen überprüft werden.  

• Auch Betriebsärzte können allgemeine Schutzimpfungen vornehmen.  
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• Bei der Aufnahme eines Kindes in die Kita muss ein Nachweis über eine ärztliche 
Impfberatung vorgelegt werden.  

• Medizinische Einrichtungen dürfen die Einstellung von Beschäftigten vom Bestehen eines 
erforderlichen Impf- und Immunschutzes abhängig machen.  

 
Mit dem am 27. Juli 2019 im Kabinett beschlossenen Masernschutzgesetz sollen Schul- und 
Kindergartenkinder wirksam vor Masern geschützt werden. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass 
alle Kinder beim Eintritt in Schule oder Kita beide Masern-Impfungen vorweisen müssen. Das 
gilt auch für die Betreuung durch eine Tagesmutter und für Personen, die in 
Gemeinschaftseinrichtungen oder medizinischen Einrichtungen tätig sind wie Erzieher, 
Lehrer, Tagepflegepersonen und medizinisches Personal (soweit diese Personen nach 1970 
geboren sind). Auch Asylbewerber und Flüchtlinge müssen den Impfschutz vier Wochen nach 
Aufnahme in eine Gemeinschaftsunterkunft nachweisen.  
 
Eltern, die ihre in Gemeinschaftseinrichtungen betreuten Kinder nicht impfen lassen, 
begehen künftig eine Ordnungswidrigkeit und müssen mit Bußgeldern in Höhe von bis zu 
2.500 Euro rechnen. Das Bußgeld kann auch gegen Kitas verhängt werden, die nicht geimpfte 
Kinder zulassen. Ein Bußgeld kommt auch in Betracht gegen nicht geimpftes Personal in 
Gemeinschafts- und Gesundheitseinrichtungen, Asylbewerberunterkünften und gegen nicht 
geimpfte Bewohner solcher Unterkünfte. Die neuen Regelungen werden durch eine 
verstärkte Aufklärung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung begleitet. Dafür 
werden Mittel in Höhe von zwei Millionen Euro pro Jahr bereitgestellt. 
 
Die Forderung, die Impfquote zu verbessern, ist von hoher Bedeutung für die Gesundheit in 
der Bevölkerung. Denn: Nicht geimpft zu sein bedeutet nicht nur eine erhebliche Gefahr für 
das körperliche Wohlergehen der betroffenen Person, sondern auch ein Risiko für andere 
Personen, die beispielsweise aufgrund ihres Alters oder besonderer gesundheitlicher 
Einschränkungen nicht geimpft werden können. Deshalb muss eine Impfpflicht möglichst 
früh und da ansetzen, wo Menschen täglich in engen Kontakt miteinander kommen. 
 
32. C 112 und C 213 Flexibilisierung der bisherigen Arbeitszeitgesetze 
Die Antragsteller fordern Rahmenbedingungen, die es den Unternehmen, den Beschäftigten und 
den Tarifpartnern ermöglichen, die Arbeitszeit flexibel zu gestalten. 
 
Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, über Tariföffnungsklauseln im Arbeitszeitgesetz 
Experimentierräume für tarifgebundene Unternehmen zu schaffen, um eine Öffnung für 
mehr selbstbestimmte Arbeitszeit der Arbeitnehmer und mehr betriebliche Flexibilität in der 
zunehmend digitalen Arbeitswelt zu erproben. Auf Grundlage von diesen Tarifverträgen kann 
dann mittels Betriebsvereinbarungen insbesondere die Höchstarbeitszeit wöchentlich 
flexibler geregelt werden. Wir werden dieses Vorhaben im Herbst 2019 angehen.  
 
33. C 114 Erhebung von Verbandsklagen für die Deutsche Umwelthilfe 
Der Antragsteller spricht sich dafür aus, die Möglichkeit zur Erhebung von Verbandsklagen im 
Verwaltungsprozessrecht für die Deutsche Umwelthilfe abzuschaffen. 
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Das Verbandsklagerecht ist im Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz verankert. Es setzt die 
„Europäische Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten“ um. Deutschland wurde im November 2013 vom EuGH verurteilt, 
weil das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz die Richtlinie nicht vollständig umgesetzt hatte.  
 
Mit dem Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften 
an europa- und völkerrechtliche Vorgaben hat Deutschland im Jahr 2017 bestehende 
Abweichungen beseitigt und die Vorschriften an die europa- und völkerrechtlichen Vorgaben 
angepasst. Behörden, Vorhabens- und Planungsträger, Bürgerinnen und Bürger sowie 
anerkannte Umweltvereinigungen erhalten durch das Gesetz Rechtssicherheit, welche 
staatlichen Entscheidungen in welcher Form und in welcher Frist gerichtlich überprüfbar sind. 
Durch die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Umweltverbandsklage (§1 UmwRG) 
können Umweltvereinigungen künftig bei mehr Entscheidungen als bisher die Verletzung 
umweltbezogener Vorschriften geltend machen.  
 
Insoweit besteht auch für die Deutsche Umwelthilfe das Recht der Verbandsklage. Eine 
Aberkennung des Klagerechts für die Deutsche Umwelthilfe wäre nur dann möglich, wenn 
der Verband die Kriterien für die Klageberechtigung, die in § 3 des UmwRG festgelegt sind, 
nicht erfüllt. Gemäß § 3 Abs. 1 muss die Vereinigung gemeinnützige Zwecke im Sinne von § 
52 der Abgabenordnung verfolgen. Diese Prüfung erfolgt regelmäßig durch die Finanzämter. 
 
34. C 117 Hilfe für Afrika: Wasser in die Sahara 
Der Antragsteller setzt sich dafür ein, dass beschäftigungsintensive Programme nach dem Vorbild 
des Programms „Cash for Work“ des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) im Norden Afrikas ausgebaut werden. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt den Ansatz der Bundesregierung, im Rahmen 
der Entwicklungspolitik der Schaffung von Arbeitsplätzen bei ihren Programmen und 
Projekten in den Partnerländern eine besondere Bedeutung beizumessen. Das gilt auch im 
Sahel, wo z. B. in Mali und Burkina Faso die Wasserversorgung und die Landwirtschaft 
Schwerpunkte in der langfristig angelegten strukturellen Zusammenarbeit sind. Die in 
Flüchtlingslagern im Umfeld von Syrien erfolgreich umgesetzten „Cash for Work“-Programme 
dienen dazu, Menschen fern von der Heimat in der besonderen zeitlich begrenzten 
Flüchtlingssituation Arbeit und Lohn zu verschaffen. Eine langfristig nachhaltige Wirkung im 
Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe kann dabei nur begrenzt eintreten. Sie eignen sich daher aus 
Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion nicht als Modell für die reguläre 
Entwicklungszusammenarbeit mit Partnerländern.  
 
35. C 120 Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen des Telekommunikationsgesetzes 
Der Antrag fordert eine Anpassung des Telekommunikationsgesetzes (TKG) dahingehend, dass 
Kunden im Falle einer deutlichen Verbesserung der Übertragungsgeschwindigkeit ein 
Sonderkündigungsrecht erhalten. 
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Der Verbraucherschutz im Bereich der Telekommunikation wurde mit Neufassung des 
europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation vom 11. Dezember 2018 EU-weit 
harmonisiert. Nach Einschätzung des federführenden Bundeswirtschaftsministeriums erlaubt 
der Kodex keine Sonderkündigung, wenn sich der Anbieter vertragskonform verhält, also die 
angebotene Vertragsleistung auch tatsächlich erbringt. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich mit Nachdruck dafür ein, dass Kunden sowohl 
bei Vertragsabschluss als auch bei der täglichen Nutzung ihres Anschlusses mehr Transparenz 
über das Leistungspaket des TK-Anbieters erhalten. Zu diesem Zweck wurden die 
Transparenzvorschriften im TK-Recht deutlich verschärft. Zudem hat die Bundesnetzagentur 
Leitlinien erlassen, die konkretisieren, wann eine erhebliche Abweichung der tatsächlichen 
von der vertraglich vereinbarten Datenübertragungsrate vorliegt. Mit der Breitbandmessung 
der BNetzA können Verbraucher einfach feststellen, ob die tatsächliche 
Datenübertragungsrate von der vertraglich vereinbarten abweicht. Im Mai 2018 hat die 
BNetzA eine installierbare Version ihrer Breitbandmessung (sog. Desktop-App) 
veröffentlicht. Mit der App kann eine Mindestanzahl von Einzelmessungen durchgeführt und 
in einem Protokoll festgehalten werden. Die Testergebnisse können hinsichtlich der 
vertraglich vereinbarten Download-Datenübertragungsraten im Festnetz von Verbrauchern 
zum Nachweis nicht vertragskonformer Leistungen gegenüber ihrem Anbieter genutzt 
werden. 
 
Außerdem wurden im Telekommunikationsgesetz die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
dass Verbraucher sich an die BNetzA wenden können, wenn Streit mit dem Anbieter darüber 
besteht, ob Download- und Upload-Geschwindigkeit auch tatsächlich „vertragstreu“ geliefert 
wurden (= Schlichtungsstelle der BNetzA). Die BNetzA hat ferner ein standardisiertes 
Beschwerdeverfahren entwickelt, in dessen Rahmen festgestellt werden kann, ob tatsächlich 
eine erhebliche, kontinuierliche oder regelmäßig wiederkehrende Abweichung bei der 
Geschwindigkeit vorliegt. Das Beschwerdeverfahren soll vermeiden, dass Verbraucher den 
oft langwierigen Weg über ein Gericht beschreiten müssen. Das Verfahren ist kostenfrei und 
zudem schneller als ein ordentliches Gerichtsverfahren. 
 
36. C 128 Verbot des sog. Wolfsgrußes und des sog. Rabia-Grußes 
Der Antrag setzt sich dafür ein, die Strafbarkeit des öffentlichen Zeigens des rechtsextremistisch-
türkischen „Wolfsgrußes“ sowie des islamistischen „Rabia-Grußes“ in Deutschland zu erreichen. 
 
Symbol und bekanntestes Erkennungszeichen der rechtsextremistischen „Ülku ̈cü“-Bewegung 
ist der „Graue Wolf“ („Bozkurt“) und der daraus abgeleitete sogenannte „Wolfsgruß“ (Finger 
der rechten Hand des ausgestreckten Arms formen den Kopf eines Wolfes). Oft werden 
Anhänger der „Ülkücü“-Bewegung daher umgangssprachlich auch als „Graue Wölfe“ 
(„Bozkurtlar“) bezeichnet. Diese Bewegung wird vom Verfassungsschutz des Bundes und der 
Länder als verfassungsfeindlich eingestuft und steht bundesweit unter Beobachtung. 
 
Der „Rabia-Gruß“ (vier nach oben ausgestreckte Finger und eingeklappter Daumen) dient als 
Erkennungszeichen der islamistischen Muslimbruderschaft. Die ursprünglich aus Ägypten 
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stammende Muslimbruderschaft ist eine weltweit aktive Organisation mit dem Ziel, einen 
islamischen Gottesstaat auf der Grundlage der Scharia zu errichten. Die Muslimbruderschaft 
wird vom Verfassungsschutz als islamistisch und verfassungsfeindlich bewertet. 
 
Bisher konnten die Anhänger und Sympathisanten der Grauen Wölfe und der 
Muslimbruderschaft ungestraft in der Öffentlichkeit in Deutschland ihren Gruß zeigen und 
somit für ihre Ideologie werben. Dieser Zustand ist für eine freiheitlich-demokratische 
Grundordnung nicht tragbar und schadet der Integration. 
 
Die Arbeitsgruppe „Innen und Heimat“ der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in den 
vergangenen Monaten die Möglichkeit eines Verbotes des rechtsextremistisch-türkischen 
„Wolfsgrußes“ und des islamistischen „Rabia-Grußes“ in Gesprächen mit dem 
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat erörtert. Ihre Einstufung als 
verfassungsfeindliche Symbole setzt ein Verbot der entsprechenden Vereine und 
Organisationen durch den Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat voraus. 
 
37. C 130 Bekämpfung Clankriminalität 
Der Antrag zielt darauf ab, die von arabischen Großfamilien ausgehende Organisierte 
Kriminalität mit einem bundesweiten Gesamtkonzept zu bekämpfen und so die Rechtssicherheit 
überall im Land zu gewährleisten. 
 
Kriminelle Clans bedrohen die öffentliche Sicherheit und zerstören das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in den Rechtsstaat. Angefangen von Kleinkriminalität über 
Drogenhandel bis hin zu schwersten Gewaltdelikten oder Großdiebstählen zeigt sich bei 
ihnen eine grundsätzliche Missachtung der rechtsstaatlichen Regeln unseres Gemeinwesens. 
Der Staat wird von einer Gruppe abgeschotteter, nach eigenen Unwerten lebender Familien 
herausgefordert, in denen auch schon sehr junge, nicht strafmündige Familienmitglieder 
schwere Verbrechen begehen. Auf diese Herausforderung haben Bund und Länder spät, doch 
in den letzten Jahren mit erhöhtem Verfolgungsdruck reagiert.  
 
Mit der neuen Bund-Länder-Initiative zur Bekämpfung der Clankriminalität „BLICK“ wird das 
Ziel verfolgt, Strukturen, Arbeitsweisen und Verflechtungen krimineller Clans aufzudecken, 
damit die Länder den Fahndungsdruck auf die Clans erhöhen können. Im BKA wurde die „AG 
Clankriminalität“ eingerichtet, die u. a. das Phänomen im Hinblick auf Bezüge zu anderen 
Gruppierungen der Organisierten Kriminalität untersuchen soll. Darüber hinaus hat zuletzt 
die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder in ihrer Sitzung vom 
12.  bis 14. Juni 2019 einen Maßnahmenkatalog beschlossen, zu dem auch die Erstellung einer 
einheitlichen und bundesweiten Lageübersicht „Clankriminalität“ gehört.  
 
Den Kampf gegen die Clankriminalität hat Bundesinnenminister Horst Seehofer zu einem 
zentralen Anliegen im Rahmen seiner „7 Punkte für eine Sicherheitsoffensive“ gemacht. 
Kernpunkt ist der Null-Toleranz-Ansatz, d. h. eine Intervention muss schon bei 
Kleinkriminalität und Ordnungsmaßnahmen erfolgen. Im Rahmen eines ganzheitlichen 
Ansatzes müssen Polizei, Justiz, Zoll, Ausländerbehörden, Steuerfahndung, Gewerbeaufsicht, 
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Ordnungsämter und auch die Bundesagentur für Arbeit kooperieren. Es gilt, einen maximalen 
Kontroll- und Verfolgungsdruck aufzubauen durch eine konsequente strafrechtliche 
Verfolgung, die Einziehung von Vermögen, eine verstärkte Gewerbe- und Finanzkontrolle 
sowie die Prüfung und Durchsetzung aufenthaltsbeendender Maßnahmen. 
 
Mit dem am 1. Juli 2017 in Kraft getretenen „Gesetz zur Reform der strafrechtlichen 
Vermögensabschöpfung“ wurde bereits in der letzten Legislatur die Einziehung aus 
Straftaten erlangter Vermögenswerte vereinfacht. Für den Bereich der Organisierten 
Kriminalität und des Terrorismus wurde mit § 76a Abs. 4 des Strafgesetzbuches (StGB) eine 
neue Regelung geschaffen, die es erlaubt, Vermögensgegenstände unabhängig vom 
Nachweis einer rechtswidrigen Tat einzuziehen, wenn das Gericht von ihrer illegalen 
Herkunft überzeugt ist. Das Gericht kann diese Überzeugung insbesondere auf ein grobes 
Missverhältnis zwischen dem Wert des Gegenstandes und den legalen Einkünften des 
Betroffenen stützen. Die Innenministerkonferenz hat bis zu ihrer Herbstsitzung 2019 um eine 
Berichterstattung gebeten, welche Erfahrungen mit den Rechtsgrundlagen für die Einziehung 
gemacht wurden. Auch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird auf eine zeitnahe Evaluation 
drängen, insbesondere im Lichte der Beschlagnahmung von 77 Immobilien einer Clanfamilie 
in Berlin. Aufsetzend hierauf werden Verschärfungen hin zu einer Beweislastumkehr 
evaluiert. Zudem werden Maßnahmen einer effektiveren auch strafprozessualen Bekämpfung 
von Clankriminalität geprüft. 
 
Der Vorstand der Fraktion hat auf seiner Klausurtagung am 5. September 2019 einen 
umfangreichen Beschluss („12 Ansätze zur besseren Bekämpfung der Clankriminalität“) 
hierzu gefasst. 
 
38. C 140 Keine Sozialleistungen ohne Identitätsnachweis 
Der Antrag fordert, dass Leistungen des Staates nur noch mit Identitäts-, Alters- und 
Herkunftsnachweis gezahlt werden.  
 
Wer Sozialleistungen beantragt, muss seine Identität nachweisen. Dies ist in den jeweiligen 
Sozialgesetzen bereits geregelt. Für Ausländer gilt das im August 2019 in Kraft getretene 
Geordnete-Rückkehr-Gesetz. Es definiert die bereits zuvor bestehende Pflicht von 
Ausländern klarer, selbst notwendige Handlungen zur Erlangung eines Passes oder 
Passersatzes vorzunehmen. Im Gesetz erfolgt zudem eine bessere Unterscheidung der 
Ausreisepflichtigen danach, ob das Ausreisehindernis unverschuldet besteht oder vom 
Ausländer zu vertreten ist. Dazu wurde für Personen, die ihre Passbeschaffungspflicht nicht 
erfüllen, eine Duldungskategorie „für Personen mit ungeklärter Identität“ geschaffen. Wenn 
Ausreisepflichtige zu dieser Kategorie zählen, greifen Sanktionen. Die betreffenden Personen 
dürfen keine Erwerbstätigkeit aufnehmen, es kann eine Wohnsitzauflage ausgesprochen 
werden, die Zeiten eines Besitzes der Duldung für Personen mit ungeklärter Identität gelten 
nicht als „Vorduldungszeiten“, die zum Beispiel für den Erwerb einer Beschäftigungsduldung 
oder von humanitären Aufenthaltstiteln erheblich sind. Verstöße gegen die 
Passbeschaffungspflicht sind zudem eine Ordnungswidrigkeit, d. h. mit einem Bußgeld bis zu 
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5.000 Euro bewehrt. Darüber hinaus erhalten Personen mit ungeklärter Identität 
Leistungskürzungen nach § 1a Abs. 3 Asylbewerberleistungsgesetz.  
 
39. C 154 Antisemitische BDS-Bewegung verbieten 
Der Antrag spricht sich dafür aus, zu prüfen, mit welchen politischen und rechtlichen Mitteln der 
BDS-Bewegung und ihren Aktivitäten wirksam begegnet werden kann. 
 
Die „Boycott, Divestment and Sanctions“-Bewegung ruft seit Jahren auch in Deutschland zum 
Boykott gegen Israel, gegen israelische Waren und Dienstleistungen, israelische Künstler, 
Wissenschaftler und Sportler auf. Der allumfassende Boykottaufruf führt in seiner Radikalität 
zur Brandmarkung israelischer Staatsbürger jüdischen Glaubens als Ganzes. Dies ist 
inakzeptabel und scharf zu verurteilen. 
 
Vor diesem Hintergrund hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gemeinsam mit der SPD-
Bundestagsfraktion den interfraktionellen Antrag „Der BDS-Bewegung entschlossen 
entgegentreten – Antisemitismus bekämpfen“ erarbeitet, der am 17. Mai 2019 im Deutschen 
Bundestag beschlossen wurde. Der Antrag verurteilt die Argumentationsmuster und 
Methoden der BDS-Bewegung als antisemitisch. Er fordert die Bundesregierung auf, keine 
Veranstaltungen der BDS-Bewegung oder von Gruppierungen zu unterstützen, die deren 
Ziele aktiv verfolgen. Mit seiner Annahme hat sich der Deutsche Bundestag verpflichtet, 
keine Organisationen finanziell zu fördern, die das Existenzrecht Israels in Frage stellen und 
keine Projekte finanziell zu fördern, die zum Boykott Israels aufrufen oder die die BDS-
Bewegung aktiv unterstützen. 
 
40. C 156 Finanzhilfen an die Palästinensische Autonomiebehörde einfrieren 
Der Antragsteller setzt sich dafür ein, der Palästinensischen Autonomiebehörde keine weiteren 
finanziellen Hilfen seitens der EU oder Deutschlands zukommen zu lassen, bis diese ihre 
Rentenzahlungen an palästinensische Terroristen und deren Familien einstellt. 
 
Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit (EZ) mit den Palästinensischen Gebieten zielt 
darauf ab, dort die Lebensbedingungen der Menschen zu verbessern. Sie beugt damit 
Radikalisierung vor und ist ein Beitrag zu Frieden und Sicherheit. Eine Einstellung der EZ 
würde dies gefährden. Die konkrete Zusammenarbeit in den Bereichen Wasser/ 
Abwasser/Abfall, nachhaltige Wirtschaftsentwicklung sowie Aufbau von Institutionen und 
Unterstützung der Zivilgesellschaft ist projektgebunden und dient somit ausschließlich 
diesen Vorhaben. Eine Fehlverwendung ist damit so gut wie ausgeschlossen. 
Budgetzahlungen an die Palästinensische Autonomiebehörde sind nicht Teil der deutschen 
EZ. Die CDU/CSU-Fraktion unterstützt diesen Ansatz auch für die Zukunft. 
 
41. C 157 Pendler-ICEs 
Der Antrag fordert ein neues Mobilitätsangebot, um den ländlichen Raum wieder aufzuwerten 
und den Druck von den Städten und dem direkt angrenzenden Umland zu nehmen.  
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Derzeit erarbeitet die Bundesregierung Entwürfe für einen Zielfahrplan für den Deutschland-
Takt. Zur besseren Anbindung von Großstädten, die derzeit nicht im 
Schienenpersonenfernverkehr bedient werden, ist die Bildung eines Netzes von regionalen 
Fernverkehrslinien in der Diskussion. Die dafür im Zielfahrplan eingeplanten Takt-Trassen 
können sowohl von Zügen des Fernverkehrs als auch von Zügen des schnellen 
Regionalverkehrs bedient werden. Die Entscheidung, ob derartige Trassen tatsächlich für den 
Fernverkehr genutzt und ggf. in das ICE-Angebot integriert werden, liegt bei den 
Unternehmen, die in Deutschland Schienenpersonenfernverkehr anbieten. Den 
Aufgabenträgern des Regionalverkehrs wiederum steht es frei, diese Trassen für schnelle 
RegionalExpresslinien zu nutzen. Eine Abstimmung zwischen den Anbietern von 
Schienenpersonenfernverkehr, hier insbesondere dem Marktführer DB Fernverkehr AG, und 
den Aufgabenträgern ist angezeigt. Der Schienenpersonenfernverkehr und der 
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) unterliegen unterschiedlichen Finanzierungsregimen 
und einer differenzierten umsatzsteuerrechtlichen Behandlung. 
 
Fernverkehrsbestellungen durch den Bund widersprechen dem Modell der 
eigenwirtschaftlichen Erbringung dieser Verkehrsleistungen. Die Länder als Aufgabenträger 
des SPNV haben bereits jetzt die Möglichkeit, an die DB Fernverkehr Ausgleichsleistungen zu 
zahlen für die Anerkennung von Nahverkehrstickets in diesen Zügen. Es handelt sich hier 
regelmäßig um IC-Züge. Dafür können die Länder auch Regionalisierungsmittel einsetzen. 
Grundsätzlich ist hier, wie bei regulären SPNV-Bestellungen, die Durchführung eines 
wettbewerblichen Vergabeverfahrens Pflicht, auch wenn in der Praxis diese Verträge de facto 
nur mit der DB Fernverkehr geschlossen werden können. 
 
Die Ausgestaltung des SPNV ist Aufgabe der nach Landesrecht zuständigen Aufgabenträger. 
Mit diesen ist zu klären, ob sie einem Konzept mit Nahverkehrs-ICE folgen würden. Einzig in 
Bayern besteht eine Nahverkehrs-IC-Verbindung München – Nürnberg. Schnelle 
Nahverkehrsverbindungen gibt es ansonsten als RegionalExpress oder InterRegional-Express.  
 
Wenn dieses Modell eine grundlegende Ausweitung erfahren sollte, werden die Länder eine 
weitere Aufstockung der Regionalisierungsmittel fordern. Auch stellt sich die Frage der 
Beurteilung unter Wettbewerbsaspekten. Im Übrigen sind Diskussionen auf regionaler Ebene 
absehbar, welche Gemeinden als „Sammelbahnhof“ einen ICE-Anschluss erhalten und in 
welchen Gemeinden der „Pendler-ICE“ ohne Halt durchfahren soll. 
 
Ausweitung der Job-Ticket-Angebote in den Verbünden 
Die Modellstadt Bonn bietet derzeit im Rahmen des vom BMVI aufgelegten 
Förderprogramms „Saubere Luft“ in Kooperation mit dem kommunalen 
Verkehrsunternehmen Stadtwerke Bonn Verkehrs-GmbH ein „Klima-Ticket“ an. Die Kosten 
betragen 365,- Euro für 12 Monate bei einer Gültigkeit für das gesamte Stadtgebiet Bonn. 
Zudem werden Jobtickets für Neukunden aus dem Förderprogramm finanziert. Sollte es im 
Zusammenhang mit dem Hauptstadtvertrag zu einer „Paketlösung“ kommen, wäre eine 
Weiterführung dieser Maßnahmen anzustreben. Die Finanzierung müsste von anderer Stelle 
sichergestellt werden. Das Förderprogramm „Saubere Luft“ endet mit Ablauf des Jahres 2020. 



34 

 
 

42. C 158 Wohnungen für Bundesbedienstete bauen 
Der Antrag zielt darauf, für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes mit Arbeitsplätzen oder 
Dienstorten in Metropolregionen, Wohnen finanzierbarer zu machen. Diese Maßnahme soll sich 
an die unteren und mittleren Einkommens- und Besoldungsbezieher richten.  
 
Um Bundesbedienstete bei der Suche nach Wohnraum zu unterstützen, stehen rund 36 000 
anstaltseigene Wohnungen und weitere rund 26 000 Wohnungen zur Verfügung, an denen 
der Bund aus Haushaltsmitteln Rechte zur Belegung mit Bundesbediensteten erworben hat. 
Mit dem Erwerb so genannter Wohnungsbesetzungsrechte sind keine Mietabsenkungen 
verbunden. Der Koalitionsvertrag sieht eine Stärkung der Wohnungsfürsorge vor. Es ist zu 
begrüßen, wenn für Bundesbedienstete in angespannten Wohnungsmärkten Wohnungen zu 
angemessenen Konditionen zur Verfügung gestellt werden können. 
 
Die Forderung zur Begrenzung der Neuvermietungsmieten in Metropolregionen auf 30 v.H. 
des Haushaltseinkommens für Bundesbedienstete der unteren Einkommensgruppen dürfte 
auf die Wiedereinführung der Ballungsraumzulage abzielen. Diese Forderung muss vertieft 
geprüft werden. 
 
43. C 161 Änderung Parteiengesetz 
Der Antragsteller spricht sich für eine Initiative zur Änderung des Parteiengesetzes aus, damit 
zukünftig eine Urwahl der/des Bundesvorsitzenden möglich ist.  
 
Die Wahl des oder der Bundesvorsitzenden einer Partei ist nach § 9 Abs. 4 Parteiengesetz 
grundsätzlich dem Parteitag vorbehalten, insofern gilt ein Versammlungsprinzip. Das 
Versammlungsprinzip folgt aus den Vorgaben des Grundsatzes der innerparteilichen 
Demokratie. Versammlungsfreie Abstimmungen bergen – ungeachtet der Form ihrer 
Durchführung – zumindest die Gefahr der Beschneidung von Mitgliederrechten. Die 
Versammlung dient der unter innendemokratischen Gesichtspunkten unverzichtbaren 
innerparteilichen Diskussion: Sie erlaubt den Versammlungsteilnehmern, sich von der zur 
Wahl stehenden Personen und ihren Programmen ein genaues Bild zu machen und 
ermöglicht einen direkten Meinungsaustausch. Zum Teil wird deshalb in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur die Ansicht vertreten, dass der Parteitagsvorbehalt nicht 
durch direktdemokratische Elemente ersetzt werden könne. 
 
Ungeachtet der Frage, ob § 9 Abs. 4 Parteigesetz politischer Gestaltung verfügbar ist und 
mithin modifiziert werden könnte, ist ein Parteitag durch das Versammlungsprinzip 
selbstverständlich nicht gehindert, die Basis politisch zu befragen, etwa indem er auf dem 
Parteitag entwickelte Entscheidungsalternativen der Basis zur Urabstimmung stellt oder im 
Vorfeld eine konsultative Mitgliederbefragung durchgeführt wird. Das Statut der CDU 
Deutschlands sieht eine solche Befragung in § 6a Abs. 1 auch auf Bundesebene vor.  
 
44. C 170 und C 171 Messer-Straftaten bundesweit erfassen und reduzieren 
Die Antragsteller wollen erreichen, dass die Zahl der mit Messern begangenen Straftaten 
bundesweit erfasst und deutlich reduziert wird. 
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Angriffe mit Messern im öffentlichen Raum sind besonders gefährlich und beeinträchtigen 
das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung nachhaltig. Die Polizeiliche Kriminalstatistik wird 
derzeit angepasst, um Messer als „Tatmittel“ erfassen zu können.  
 
Darüber hinaus unterstützt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion nachdrücklich den auf der 
Innenministerkonferenz vom 12. bis 14. Juni 2019 gefassten Beschluss, eine 
Verordnungsermächtigung für die Länder zu schaffen, die es den Kommunen ermöglicht, das 
Mitführen von Messern in sensiblen Bereichen (z. B. im Umfeld von Kinder-, Jugend- und 
Bildungseinrichtungen sowie des öffentlichen Personenverkehrs) nach einer Risiko- und 
Lageeinschätzung durch die örtlichen Polizeibehörden bei Bedarf untersagen zu können. 
Springmesser sollen nach Ansicht der Innenministerkonferenz gar nicht mehr in der 
Öffentlichkeit mitgeführt werden dürfen. Eine entsprechende Gesetzesinitiative des 
Bundesministers des Innern, für Bau und Heimat wird die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
unterstützen. 
 
45. C 172 Mehrwertsteuer im inländischen Bahnverkehr senken; im 
grenzüberschreitenden abschaffen 
Der Antrag fordert, die Mehrwertsteuer für den inländischen Bahnfernverkehr auf den 
verminderten Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent zu senken und die Mehrwertsteuer im 
grenzüberschreitenden Bahnverkehr ganz abzuschaffen. 
 
Diese Maßnahme ist nicht Teil des Koalitionsvertrages. Dennoch prüft die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion eine Steuersatzsenkung zur Attraktivitätssteigerung des 
Schienenverkehrs und zur Stärkung des Klimaschutzes. 
 
46. C 180 Organspende reformieren 
Der Antragsteller spricht sich dafür aus, die Vorschläge von Gesundheitsminister Jens Spahn zur 
Reform der Organspende und einem Paradigmenwechsel hin zu einer Widerspruchslösung zu 
unterstützen. 
 
Das Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes ist seit dem 1. August 2012 in Kraft. 
Mit dem beschlossenen Gesetz wurde vorrangig die europäische Transplantationsrichtlinie in 
deutsches Recht umgesetzt. Eine umfassende und regelmäßige Aufklärung zur Organspende 
soll die Menschen in die Lage versetzen, sich zu entscheiden. So sollen die gesetzlichen und 
privaten Krankenkassen ihren Versicherten binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des 
Gesetzes Informationsmaterial und einen Spenderausweis schicken, auf dem der Versicherte 
seine Erklärung über die Spendebereitschaft dokumentieren kann. Diese Erklärung ist 
freiwillig.  
 
Trotz dieser grundlegenden Reform im Jahr 2012 ist die Zahl der Spender in Deutschland seit 
2010 um mehr als ein Drittel von 1 296 auf 797 im Jahr 2017 zurückgegangen. 2018 sind die 
Organspendezahlen in Deutschland auf 955 gestiegen. Diese steigende Zahl mag auch mit der 
verstärkten Diskussion des Themas Organspende in der Öffentlichkeit korrelieren. Jedoch 
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haben alle europäischen Länder mit einem vergleichbaren medizinischen Niveau, die die 
Widerspruchsregelung praktizieren, deutlich höhere Spenderzahlen, als dies in Deutschland 
der Fall ist.  
 
Grundsätzlich besteht in Deutschland eine große Bereitschaft zur Organspende. Einer 
Umfrage der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung aus dem Juli 2018 zufolge stehen 
84 Prozent der Deutschen Organ- und Gewebespenden positiv gegenüber. In einer Umfrage 
des Meinungsforschungsinstitutes Kantar gab Anfang Juni 2019 nur die Hälfte der Befragten 
an, das System sei gerecht. 36 Prozent finden demnach, die derzeitige Praxis sei nicht gerecht. 
95 Prozent würden im Notfall selbst ein Organ annehmen.  
 
Insgesamt gibt es zu wenige Organspender und zu lange Wartelisten. 10 000 Menschen 
warten jeden Tag auf ein lebenserhaltendes Spenderorgan. Daher muss die Zahl der 
freiwilligen Organspenden erhöht werden. Um dieses Ziel zu erreichen, hat das 
Bundeskabinett am 31. Oktober 2018 den Gesetzentwurf für eine bessere Zusammenarbeit 
und bessere Strukturen bei der Organspende (GZSO) beschlossen. Damit wird u. a. geregelt: 
Bundeseinheitliche Freistellungsregelungen für Transplantationsbeauftragte in Kliniken und 
neue Vergütungsregeln für Entnahmekrankenhäuser, um die strukturellen und finanziellen 
Voraussetzungen dort zu verbessern. 
 
Parallel dazu wurde über die ethische Dimension des Themas am 28. November 2018 im 
Deutschen Bundestag debattiert. Auf der Grundlage dieser Orientierungsdebatte erarbeiteten 
zwei MdB-Arbeitsgruppen fraktionsübergreifende Anträge:   
 
Zum einen der Gemeinsame Vorschlag der Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU), Professor 
Karl Lauterbach (SPD), Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU) und Dr. Petra Sitte (LINKE) zur 
„Doppelten Widerspruchslösung“. Die Vorstellung des Antrags erfolgte in der 
Bundespressekonferenz am 1. April 2019.  
 
Zum anderen der Gemeinsame Vorschlag der Abgeordneten Karin Maag (CDU/CSU)/ 
Annalena Baerbock (Bündnis 90/Die Grünen), Otto Fricke (FDP) und Kathrin Vogler (Die 
Linke) zur „Bewussten/informierten Entscheidung“. Die Vorstellung in der 
Bundespressekonferenz fand am 6. Mai 2019 statt.  
 
Der Bundestag diskutierte die beiden Gesetzentwürfe zur Organspende erstmals am 26. Juni 
2019. Da es sich um dezidiert ethische Fragestellungen handelt, wurden die Anträge bewusst 
als sog. Gruppenanträge zwischen Abgeordneten fraktionsübergreifend erarbeitet und zur 
Abstimmung frei von der Fraktionsdisziplin gestellt. Es bleibt abzuwarten, welcher Vorschlag 
bzw. welche Mischung der vorliegenden Vorschläge letztlich umgesetzt wird.  
 
47. C 185 Netzwerkdurchsetzungsgesetz evaluieren 
Der Antrag fordert, die im Koalitionsvertrag vorgesehene Evaluierung und Weiterentwicklung des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zeitnah durchzuführen.  
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Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion teilt die Auffassung, dass das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz sehr zeitnah die im Koalitionsvertrag vorgesehene 
Evaluierung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes vornehmen sollte. Denn nur auf Basis von 
Fakten und Erfahrungen mit der Anwendung des Gesetzes kann letztlich beurteilt werden, ob 
und welcher Anpassungsbedarf bei diesem Gesetz besteht. Ungeachtet dessen werden 
bereits interne Gespräche zu der Frage geführt, in welcher Weise die Effizienz des Gesetzes 
gesteigert werden kann. Ein wichtiger Aspekt ist dabei, dass die die sozialen Netzwerke 
betreffenden Pflichten sorgfältig daraufhin geprüft werden müssen, ob und welche 
Ausweitungen hier erforderlich sind. Insbesondere stehen das Auskunftsverhalten der 
sozialen Netzwerke gegenüber den Strafverfolgungsbehörden, das Verhältnis der 
gesetzlichen Regelungen des NetzDG zu Community-Standards der Netzwerke und die 
Entwicklung der regulierten Selbstregulierung im Fokus. Angesichts der Reichweite der in 
sozialen Netzwerken geposteten Beiträge muss insgesamt eine ausgewogene 
Interessenabwägung sichergestellt werden, die auf der einen Seite ein Overblocking 
vermeidet, auf der anderen Seite aber auch für eine effektive Rechtewahrung der von 
ehrverletzenden Postings betroffenen Personen sorgt. Insoweit wird die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion die Lösungsmöglichkeit eines im NetzDG verankerten Anspruchs auf 
Gegendarstellung prüfen. 
 
48. C 187 und C 194 Begrenzung der Mandate im Bundestag 
Die Antragsteller wollen mit einer Wahlrechtsänderung sicherstellen, dass bei Bundestagswahlen 
die Zahl der Sitze des Bundestages nicht wesentlich über die gesetzliche Anzahl von 598 
Mitgliedern hinausgeht. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat konstruktiv in der von Bundestagspräsident Dr. 
Wolfgang Schäuble zu diesem Thema einberufenen Arbeitsgruppe mitgearbeitet und eigene 
Vorschläge eingebracht. Leider war es bisher nicht möglich, einen Konsens mit den übrigen 
Fraktionen zu erzielen. Die Gespräche hierzu werden weitergeführt. 
 
49. C 191 Verstoß gegen Lärmemission von Kfz polizeilich ahnden 
Der Antrag fordert, dass ein Verstoß gegen die Lärmemission von Kraftfahrzeugen ähnlich 
polizeilich geahndet werden soll wie ein Verstoß gegen die Straßenverkehrsordnung. 
 
Richtlinien der EU und analoge Regelungen der Wirtschaftskommission für Europa der 
Vereinten Nationen (UNECE), die in die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 
übernommen wurden, legen Messverfahren und Emissionsgrenzwerte für das Fahrgeräusch 
für verschiedene Fahrzeugkategorien fest. Z. B. gilt gemäß der EU-Verordnung 540/2014 eine 
schrittweise Absenkung der Geräuschemissionen für Pkw mit dem Leistungs-Masse-
Verhältnis von weniger als 120 kW/1000 kg von 72 dB (A) auf 68 dB (A) im Jahr 2026. Das 
stellt eine Reduktion des messbaren Schalls um rund 75 Prozent dar. 
 
Wirksamer Lärmschutz wird durch ein Zusammenspiel mehrerer Faktoren erreicht. Neben der 
Einhaltung der EU-weit geltenden Geräuschgrenzwerte sind auch geräuscharme Reifen, 
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geräuscharme Bodenbeläge und das individuellen Fahrverhalten (vor allem im Hinblick auf 
Geschwindigkeit und Motordrehzahlen) entscheidend. 
 
Besteht der Verdacht, dass die Grenzwerte überschritten werden, kann die Polizei eine 
Vorführung bei einer Prüfstelle veranlassen. Sie kann auch darauf drängen, dass die 
festgestellten Mängel behoben werden. Bei eigenmächtigen Veränderungen an der 
Auspuffanlage durch den Nutzer drohen darüber hinaus Bußgelder auf Grundlage der StVZO. 
 
50. C 192 Marktplätze, auf denen Vereinsfeste stattfinden, von Lärmschutzauflagen 
befreien 
Der Antrag spricht sich dafür aus, dass Marktplätze und öffentliche Orte, auf denen Vereinsfeste 
zur Pflege der örtlichen Kultur stattfinden, von Lärmschutzauflagen ähnlich befreit werden wie 
Kindergärten und Spielplätze. 
 
Im Zuge der Föderalismusreform I wurde der Zuständigkeitsbereich bei Lärmschutzfragen 
zwischen Bund und Ländern neu geordnet. Der Bund ist grundsätzlich für den 
anlagenbezogenen, die Länder für den verhaltensbezogenen Lärmschutz zuständig. Der 
Gesetzgeber hat in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG das Recht der Gaststätten und Märkte von der 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes ausgenommen und sie auf die 
Länderebene verlagert. Eine vereinheitlichende Bundesregelung auf Grundlage des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes für Vereinsfeste auf Marktplätzen oder öffentlichen Orten ist 
demnach nicht möglich. Es steht im Ermessen der Länder, entsprechende Regelungen zu 
erlassen. 
 
51. C 198 und C 222 Umsetzung der Optionspflicht 
Die Antragsteller fordern die Ablehnung einer generellen doppelten Staatsangehörigkeit. Zugleich 
soll Mehrstaatigkeit grundsätzlich vermieden werden und nur im Ausnahmefall möglich sein.  
 
Für eine Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts in diesem Sinne gibt es keine 
parlamentarische Mehrheit. Der Koalitionspartner SPD lehnt eine Änderung dezidiert ab. 
 
52. C 206 Neue Agenda für nachhaltigere Entwicklungspolitik Deutschlands 
Der Antrag spricht sich dafür aus, mit einer nachhaltigen und auf den Nachbarkontinent Afrika 
konzentrierten Entwicklungspolitik dafür zu sorgen, dass vor allem junge Afrikanerinnen und 
Afrikaner Perspektiven in ihren Heimatländern finden.  
 
Die in diesem Antrag geforderte Weiterentwicklung der deutschen Entwicklungspolitik, 
insbesondere zu Afrika, wird durch die von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützten 
Initiativen der Bundesregierung, „Marshall-Plan mit Afrika“ sowie „Compact with Africa“ in 
hohem Maße umgesetzt. Sie setzen darauf, Staaten, die Reformen realisieren, verstärkt zu 
unterstützen. Dabei wird auf gute Regierungsführung, Stärkung von Demokratie und 
Menschenrechten, Stärkung der Privatwirtschaft, unter Einbeziehung der deutschen 
Wirtschaft, Schaffung von Arbeitsplätzen und die Erfüllung der nachhaltigen 
Entwicklungsziele gesetzt. 
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53. C 215 Krähenplage bekämpfen 
Der Antragsteller mahnt Lösungen an, die zu einer Beendigung der landesweiten Krähenplage 
führen. 
 
Rabenvögel unterliegen, wie alle europäischen Vogelarten, dem allgemeinen Schutz der 
Vogelschutzrichtlinie der Europäischen Union und damit zugleich dem besonderen Schutz 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz. Sie sind im Anhang II Teil B der EU-Vogelschutzrichtlinie 
als Arten gelistet, die in Deutschland bejagt werden dürfen. Wie in anderen EU-
Mitgliedstaaten auch, dürfen damit für die Arten Aaskrähe, Elster und Eichelhäher Jagdzeiten 
erlassen werden.  
 
Saatkrähe und Dohle gehören zu den Arten, für die in Deutschland die Jagd nicht zugelassen 
ist. Dohlen und Saatkrähen können nur durch eine Ausnahmegenehmigung nach Artikel 9 der 
EU-Vogelschutzrichtlinie bejagt werden. Auch bei diesen Ausnahmeregelungen gilt u. a., dass 
das Töten der Tiere nicht in der Brutzeit erfolgen darf und gemäß § 17 Ziffer 1 des 
Tierschutzgesetzes, „aus einem vernünftigen Grund" erfolgen muss: 

• „zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- und sonstiger 
gemeinwirtschaftlicher Schäden“  

• „zum Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt“  
• für „Zwecke der Forschung, Lehre, Zucht...“  

 
Ausnahmen zum Abschuss sind gemäß Art. 7 der Vogelschutzrichtlinie eingeschränkt:  

• die Arten dürfen durch Fang oder Abschuss nicht in ihrem Bestand gefährdet werden;  
• die Jagd darf nicht in der Brutzeit ausgeübt werden;  

• die Vermarktung der Vögel ist verboten.  
 
Damit dürften die bundesrechtlichen Grundlagen für ein Bestandsmanagement 
(insbesondere bei den genannten, regional auftretenden „Plagen“) bereits vorhanden sein. 
Der Vollzug ist Sache der Länder. 
 
54. C 219 Umweltplakette EU-weit vereinheitlichen 
Der Antragsteller fordert, die nationalen Umweltplaketten für Kraftfahrzeuge zukünftig durch 
eine einheitliche europäische Umweltplakette zu ersetzen. 
 
Der europäische Straßenverkehr wird aufgrund immer höherer Feinstaub- und 
Stickoxidbelastungen in den Städten und Kommunen zunehmend von regionalen 
Einfahrverboten und Umweltzonen geprägt. Basis für die Abwendung von 
Gesundheitsgefahren durch Feinstaub und Stickstoffdioxid ist die EU-Luftqualitätsrichtlinie 
2008/50/EG, die seit dem 11. Juni 2008 in Kraft ist. Daraus ergeben sich nationale 
Vorschriften und Regelungen, die entweder regional oder national in den entsprechenden 
Ländern der EU umgesetzt bzw. in den Städten und Gemeinden durch komplizierte nationale 
oder lokale Sonderregeln oder Ausnahmeregelungen angewendet werden. 
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Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt den Vorschlag für eine stärkere Vereinheitlichung 
der Umweltplakette in Europa und unterstützt entsprechende Initiativen auf der 
europäischen Ebene, insbesondere durch die CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments oder durch einzelne ihrer Mitglieder. Im Jahr 2018 hatte Marcus 
Ferber MdEP (CSU) das Thema aufgegriffen und sich für einheitliche Regelungen eingesetzt 
(Vereinheitlichung der Kriterien und gegenseitige Anerkennung der Plaketten). 
 
55. C 228 Umsetzung Akt zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments 
Der Antrag zielt darauf ab, den vom Europäischen Parlament und vom Europäischen Rat am 
13.  Juli 2018 beschlossenen „Akt zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments“ baldmöglichst in Deutschland umzusetzen. 
 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion teilt die Zielsetzung des Beschlusses, den am 13. Juli 2018 
beschlossenen „Akt zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments“ baldmöglichst in Deutschland umzusetzen. Hierfür sollen die 
erforderlichen Vorgespräche wieder aufgenommen werden. 
 
 

II. Überweisungen an die CDU-Fraktionen der Landtage, der 
Bürgerschaften und des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
1. C 56 Tag der Deutschen Einheit 
Der Antragsteller will erreichen, dass mit Blick auf den Tag der Deutschen Einheit alle Schulen in 
unserem Land dazu angehalten werden, die Thematik der Wiedervereinigung aufzugreifen. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg sieht den Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schule darin, die Schülerinnen und Schüler angemessen auf das Leben 
in unserer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft vorzubereiten und sie zu einer aktiven, 
sinnerfüllten und verantwortlichen Teilhabe am kulturellen, politischen und wirtschaftlichen 
Leben zu befähigen. 
 
Der Bildungsplan 2016 für Baden-Württemberg definiert für die Sekundarstufe I die 
Vermittlung von Fachwissen sowie die Entwicklung von Sach- und prozessbezogenen 
Kompetenzen zu „BRD und DDR - zwei Staaten, zwei Systeme in der geteilten Welt“ mit den 
Leitbegriffen „Herrschaft“, „Wirtschaft“, „Gesellschaft“, „Kultur“ und „Vernetzung“. Diese 
beinhaltet die friedliche Revolution von 1989 und die Deutsche Einheit. In diesem 
Zusammenhang spricht sich die CDU-Fraktion dafür aus, den Geschichtsunterricht durch 
didaktische Einbindung von Zeitzeugen zu gestalten und in geeigneten schulischen sowie 
außerunterrichtlichen Veranstaltungen die historische Bedeutung der deutschen 
Wiedervereinigung lebendig zu halten. Die konkrete Ausgestaltung liegt in der 
Verantwortung der Schule und Lehrer vor Ort.  
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Die CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin weist darauf hin, dass sie seit 1996 nicht 
mehr die Gestaltungsgewalt der Bildungsverwaltung innehat. Während die SPD-Fraktion in 
der Rahmenlehrplandiskussion in der Legislaturperiode 2011 bis 2016 den Übergang zu 
„Querschnittsanalysen“ entschied, konnte sich die CDU-Fraktion mit ihrem Engagement für  
eine Stärkung des Geschichts- und Politikunterrichts nicht durchsetzen. 
 
Die CDU Berlin hat sich per Parteitagsbeschluss verpflichtet, in Zukunft Koalitionen nur 
einzugehen, wenn sie das Bildungsressort übernehmen kann. Insofern ergibt sich 
idealerweise ab der nächsten Legislaturperiode (2021 bis 2026) die Möglichkeit einer 
direkten Einwirkung auf den Umgang der Berliner Schulen mit der deutschen Geschichte. Bis 
dahin wird die CDU-Fraktion ggf. auch auf Initiative einzelner Abgeordneter geeignete 
Maßnahmen ergreifen, um dem Tag der Deutschen Einheit die Wertschätzung zukommen zu 
lassen, die er in der Hauptstadt verdient. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Brandenburg setzte sich in der zurückliegenden 
Wahlperiode sehr für eine Stärkung des Geschichtsunterrichts ein, u. a. war er auf Antrag der 
CDU-Fraktion Thema einer Aktuellen Stunde im Landtag. In der Sekundarstufe I wird das 
Fach Geschichte nicht durchgehend unterrichtet. Die CDU-Fraktion wird sich weiterhin für 
eine Stärkung des Geschichtsunterrichts einsetzen. Insbesondere soll das Thema „Friedliche 
Revolution in der DDR“ auch in Zukunft einen festen Platz im Lehrplan haben. Inwieweit die 
Schulen dabei auf Zeitzeugen zurückgreifen, obliegt den jeweiligen Lehrkräften. Die CDU-
Fraktion ermutigt derartige Zeitzeugenbesuche.  
 
Die CDU-Fraktion der Bremischen Bürgerschaft teilt die Ansicht, dass die Teilung 
Deutschlands und die Wiedervereinigung einen herausgehobenen Stellenwert innerhalb der 
Geschichtsschreibung unseres Landes haben und entsprechend Eingang in das 
Unterrichtsgeschehen der Bremer Schulen finden muss. Nach dem Kenntnisstand der 
Fraktion ist dies mit den gültigen Lehrplänen der Fall, so dass wir hier nicht den Bedarf sehen, 
initiativ zu werden. 
 
Mit Blick auf den 30. Jahrestag des Mauerfalls in Berlin am 9. November 2019 hat die CDU-
Fraktion in der Hamburger Bürgerschaft den Antrag „Tag der Deutschen Einheit verstärkt im 
Schulunterricht behandeln“ in die Bürgerschaft eingebracht. Neben einer Aufwertung der 
Fächer Geschichte, Politik und Gesellschaft (mit Wirtschaft und Recht) in der Sekundarstufe I 
soll die Wiedervereinigung im Schulunterricht stärker berücksichtigt werden.  
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Hessen weist darauf hin, dass sich das Land unter der CDU-
geführten Landesregierung zu einem Modellland für die Aufarbeitung der DDR-
Vergangenheit und deren Vermittlung an den Schulen entwickelt hat. Im Einzelnen werden 
die Herrschaftsstruktur und die Verbrechen der SED-Diktatur im geteilten Deutschland 
herausgearbeitet, um dem Unwissen über die DDR und deren Verklärung entgegenzuwirken 
sowie die Bedeutung der friedlichen Revolution von 1989 und der Wiedervereinigung 
Deutschlands nachhaltig in der Erinnerungskultur zu verankern.  
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Insbesondere auf die in diesem Antrag genannten Schilderungen und Erfahrungsberichte von 
Zeitzeugen wird besonderer Wert gelegt. So haben im Rahmen des laufenden Zeitzeugen-
Programms beispielsweise der mit einem Berufsverbot belegte und zeitweise inhaftierte 
Liedermacher Stephan Krawczyk, der Bürgerrechtler und spätere Bundesbeauftragte für die 
Stasi-Unterlagen Roland Jahn, der von einem Freund an die Stasi verratene Pfarrer Matthias 
Storck oder der durch den Teltowkanal geflohene Hartmut Richter vor hessischen Schülern 
von ihren Erfahrungen mit dem SED-Unrechtsstaat berichtet und dadurch einen greifbaren 
Zugang zur Zeitgeschichte und der Lebenssituation der Menschen im sozialistisch 
unterdrückten Teil Deutschlands ermöglicht.  
 
Dem Thema Deutsche Einheit muss nach dem Willen der CDU-Fraktion im Landtag von 
Mecklenburg-Vorpommern eine höhere Bedeutung vor allem in den Schulen beigemessen 
werden. Eine entsprechende Initiative der Fraktion wird derzeit mit dem Koalitionspartner 
diskutiert. Bereits zuvor hatte die CDU-Fraktion die Landesregierung beauftragt, ein 
Erinnerungskonzept zum Thema „Friedliche Revolution“ zu erarbeiten, um die Ereignisse des 
Herbstes 1989 öffentlich sichtbarer zu machen. Die wesentlichen Inhalte des Konzepts 
wurden im Herbst 2018 verabschiedet. Zugleich wurde der Landtag beauftragt, einen 
jährlichen Schülerwettbewerb zu diesem Thema durchzuführen. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Niedersachsen unterstützt das Anliegen, den Tag der 
Deutschen Einheit in der Schule wieder stärker in den Fokus zu rücken. Bisher ist die DDR nur 
in den Klassenstufen neun und zehn im Kerncurriculum verankert. Die Wiedervereinigung 
kann jedoch auch schon in niedrigeren Jahrgängen vertieft behandelt und erkundet werden. 
Daher hat die CDU-Fraktion den Niedersächsischen Kultusminister gebeten, beispielsweise 
mit Projekten an das Thema Wiedervereinigung im Unterricht zu erinnern.  
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen macht deutlich, dass zurzeit die 
Kernlehrpläne für die Sekundarstufe I am neunjährigen Gymnasium aktualisiert werden. Bei 
der Überarbeitung liegt der Fokus auf der neueren Zeitgeschichte. Dabei soll – gerade mit 
Bezug zur Wiedervereinigung – die Erinnerungskultur ein zentraler Zugang sein.  
 
Außerdem wird derzeit ein Entschließungsantrag der Regierungsfraktionen von CDU und 
FDP diskutiert, der u. a. dazu auffordert, „Schulen zu ermutigen, verstärkt mit anerkannten 
außerschulischen Trägern in Ergänzung schulischer Angebote zu kooperieren und den Besuch 
politischer Institutionen und deren Bildungsangebote zu empfehlen“. Auch hier wird die 
Erinnerungskultur und die Methode des Zeitzeugengesprächs adressiert, wie sie mit Bezug 
zur DDR-Geschichte u. a. die Konrad-Adenauer-Stiftung anbietet. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Rheinland-Pfalz weist darauf hin, dass das Parlament den 
9. November zum Schulbesuchstag erklärt hat. An diesem Tag besuchen alle 
Landtagsabgeordneten die Schulen in ihren Wahlkreisen und sprechen mit den Schülerinnen 
und Schülern über die vielfältige historische Bedeutung dieses Tages. Dazu gehört auch der 
9.  November 1989, der Tag der Maueröffnung, der ein Jahr später zur Wiedervereinigung 
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führte. Abgesehen davon ist die Wiedervereinigung bereits fester Bestandteil der Lehrpläne 
in Rheinland-Pfalz. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag des Saarlandes teilt mit, dass die Deutsche Einheit Bestandteil 
der Lehrpläne für Gemeinschaftsschulen und Gymnasien ist. Darüber hinaus beschäftigen 
sich viele Schulen u. a. im Rahmen von Projekttagen mit dem Tag der Deutschen Einheit. 
 
Laut Auskunft der CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen finden der Tag der Deutschen 
Einheit und die Wiedervereinigung seit der politischen Wende Eingang in den Unterricht im 
Freistaat. Durch entsprechende Materialsammlungen, Handreichungen und Empfehlungen 
zur Integration von Zeitzeugen in den Unterricht werden Lehrkräfte sensibilisiert und 
fachlich unterstützt, um die Deutsche Einheit und die DDR für Schülerinnen und Schüler 
nachvollziehbar und verständlich zu machen. Dazu gehören auch Gespräche mit Zeitzeugen 
der DDR-Geschichte und der politischen Wende, insbesondere mit Vertretern der 
Bürgerrechtsbewegung. Zudem werden spezielle Geschichtscamps an historischen Orten der 
friedlichen Revolution und der DDR-Vergangenheit durchgeführt. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt weist darauf hin, dass die Deutsche Einheit 
seit Bestehen des Bundeslandes in den Lehrplänen aller weiterführenden Schulen verankert 
ist. Das betrifft vor allem die Klassenstufen 9 und 10; dort sind die Lehrkräfte verpflichtet, 
den Schülerinnen und Schülern die Deutsche Einheit im Fach Geschichte verpflichtend zu 
vermitteln. Die Berücksichtigung von Zeitzeugen unter Einbeziehung der Stiftung 
Gedenkstätten Sachsen-Anhalt unterstützt die umfassende Darstellung der deutschen 
Geschichte in diesem Zeitabschnitt.  
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Schleswig-Holstein lässt wissen, dass die Landesregierung 
das Jahr 2019 mit Blick auf die zahlreichen Jubiläen zum Jahr der politischen Bildung 
ausgerufen hat. Für die CDU-Fraktion ist die Unterstützung und Förderung des Tages der 
Deutschen Einheit eine besondere Herzensangelegenheit. Daher sollen die Schulen über 
diesen Tag und dessen historische Bedeutung informieren und die Möglichkeit erhalten, 
daran teilzuhaben. Die CDU-Fraktion wird sich noch in diesem Jahr für eine Verstetigung des 
Jahres der Politischen Bildung einsetzen. Ziel ist es, dass sich jede weiterführende Schule mit 
diesem Thema intensiv vertraut macht und dass mehr Schulklassen in der 
Grenzdokumentationsstätte in den Kontakt mit Zeitzeugen treten. In Abstimmung mit den 
Koalitionspartnern wird sich die CDU-Fraktion für einen Antrag zum Tag der Deutschen 
Einheit stark machen. 
 
Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag sieht das hier angesprochene Anliegen mit dem 
Antrag „Angemessene Erinnerung an die Friedliche Revolution vor 30 Jahren und den Fall der 
Berliner Mauer am 9. November 1989 in Thüringen“ als erfüllt an. Darin wurde die 
Landesregierung u. a. aufgefordert, durch das Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, 
Lehrplanentwicklung und Medien Materialien zur fächerübergreifenden Beschäftigung mit 
den entsprechenden Themen aufzubereiten oder zu erstellen. So soll eine hohe 
Aufmerksamkeit für historische Themen in Gedenkjahren erreicht werden. 
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2. C 158 Wohnen für Staatsbedienstete finanzierbar machen 
Der Antrag zielt darauf, für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes mit Arbeitsplätzen oder 
Dienstorten in Metropolregionen, Wohnen finanzierbarer zu machen. Diese Maßnahme soll sich 
an die unteren und mittleren Einkommens- und Besoldungsbezieher richten.  
 
Das Wohnen ist in Baden-Württemberg im Vergleich zu anderen Bundesländern teuer; 
betroffen sind nicht nur die Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Wohnungen fehlen im 
ganzen Land, sowohl in den Ballungsgebieten als auch auf dem Land. Vor diesem Hintergrund 
will die CDU-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg durch Staatswohnungen für die 
im Landesdienst stehenden Beschäftigten keine Neiddebatte, keinen Bürokratiezuwachs und 
keine Konkurrenzverschärfung bewirken. Stattdessen soll das bezahlbare Wohnen für 
Staatsbedienstete über eine angemessene und auskömmliche Entlohnung sichergestellt 
werden. Dies gilt insbesondere für die Beschäftigten in den unteren Entgelt- und 
Besoldungsgruppen. 
 
Vor allem aber muss das Bauen einfacher, schneller und günstiger werden. Grundsteine dafür 
sind vereinfachte rechtliche Vorgaben, stärkere und gezielte Förderungen sowie 
ausreichende Bauflächen.  
 
Die CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin setzt sich für bezahlbare, stabile Mieten 
und den Wohnungsbau ein. Das Konzept der CDU für mehr bezahlbaren Wohnraum wurde im 
Masterplan Wohnen verankert. Insbesondere die Staatsbediensteten im unteren und 
mittleren Einkommensbereich würden davon profitieren. Entsprechende Anträge erreichten 
das Abgeordnetenhaus im 1. Halbjahr 2019.  
 
Darüber hinaus setzt sich die CDU-Fraktion für eine Besoldung der Berliner Landesbeamten 
auf Bundesniveau ein. Da Berlin bereits heute mit der Bundesverwaltung bei der 
Nachwuchsgewinnung um die besten Köpfe konkurriert, sind weitere Vorteile der Bundes- 
gegenüber den Landesbeamten nicht erstrebenswert. Damit Wohnen in Berlin auch für die 
Beschäftigten in den Bezirken, im Land und im Bund bezahlbar bleibt, müssen mehr 
Wohnungen gebaut werden. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Brandenburg beschäftigt sich intensiv mit dem Thema 
Wohnen und Bauen. Insbesondere im Berliner Umland ist es eine immer größere 
Herausforderung, bezahlbaren Wohnraum vorzuhalten. Dazu will die Fraktion mehr Neubau, 
schnellere Genehmigungsverfahren und eine entbürokratisierte Bauordnung. Zudem setzt 
sich die CDU-Fraktion für investitionsfreundliche Rahmenbedingungen für die 
Wohnungswirtschaft ein. Auch gilt es, im neuen Wohnraumfördergesetz für das Land 
Brandenburg eine stärkere Überprüfung der Wohnberechtigungsscheine zu verankern. Einen 
Mietendeckel lehnt die CDU-Fraktion ab. Stattdessen spricht sie sich für einen Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur aus. Indem dafür gesorgt wird, dass alle Regionen des Landes 
Brandenburg verlässlich mit dem ÖPNV erreicht werden können, wird die Attraktivität des 
ländlichen Raums für Pendler gesteigert.  
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Die CDU-Fraktion in der Bremischen Bürgerschaft setzt sich seit Jahren für mehr 
Wohnungsbau ein, insbesondere mit Blick auf mittlere Einkommensbezieher. Denn neue 
Wohnungen entstehen im Land Bremen derzeit vor allem im Hochpreis- und im 
Sozialwohnungsbereich. Die Mitte der Gesellschaft, zu der auch die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes zählen, bleibt hingegen außen vor. Eine hohe Einpendlerquote von 42 
Prozent ist die Folge. Die CDU-Fraktion fordert daher, dass mehr Bauflächen ausgewiesen 
und Baugenehmigungen erteilt werden. Zudem müssen deutlich mehr Flächen bauträgerfrei 
bzw. auf der Basis von Erbbaupacht für die Bebauung mit Einfamilien- und Doppelhäusern zur 
Verfügung gestellt werden.  
 
Des Weiteren spricht sich die CDU-Fraktion dafür aus, eine Machbarkeitsstudie für die 
Umnutzung und Wohnbebauung des Neustädter Hafens in Bremen durchzuführen. Auf dem 
100 ha großen, bereits versiegelten und derzeit wenig produktiv genutzten Gelände könnte 
ein neuer Stadtteil für 15 000 Menschen entstehen. 
 
Die CDU-Fraktion in der Hamburgischen Bürgerschaft verweist auf einen Antrag, der die 
Gruppe der Anwärter für den Strafvollzugs- und Polizeidienst betrifft. Unter dem Titel 
„Potenziale nutzen – Bezahlbaren Wohnraum für Anwärterinnen und Anwärter auf dem 
Gelände der JVA Fuhlsbüttel schaffen“ brachte ihn die CDU-Fraktion bereits im vergangenen 
Jahr in die Bürgerschaft ein. Der Antrag wurde an den Ausschuss für Justiz und Datenschutz 
überwiesen und bisher noch nicht abschließend beraten. 
 
Sowohl im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main als auch in Hessen insgesamt besteht ein 
starker Siedlungs- und Mobilitätsdruck. Daher unterstützt die CDU-Fraktion im Landtag von 
Hessen die CDU-geführte Landesregierung darin, durch eine Änderung des Kommunalen 
Finanzausgleiches Anreize zu schaffen, die die Kommunen veranlassen, mehr Bauland 
auszuweisen. Dies betrifft vor allem die damit verbundenen Folgekosten, wie etwa neue 
Schulen oder Kindergärten bzw. ausreichende Verkehrsanbindungen. 
 
Zudem vereinbarten CDU und Bündnis 90/Die Grünen für die neue Legislaturperiode, 
zusätzliche Anstöße zum Erwerb von Eigentum gerade auch für kleinere und mittlere 
Einkommensbezieher zu setzen. Insbesondere der im Mehrheitsbesitz des Landes 
befindlichen Nassauischen Heimstätte kommt dabei eine Vorreiterrolle bei der Bereitstellung 
von preiswertem Wohnraum gerade im Ballungsgebiet zu. Hierfür wurde das Eigenkapital in 
der vergangenen Legislaturperiode deutlich erhöht und beschlossen, den Bestand des 
Unternehmens bis 2024 von derzeit 60  000 auf deutlich über 75  000 Wohnungen zu 
vergrößern. Diese Maßnahmen kommen nicht nur Staatsbediensteten zugute, sondern allen 
Beziehern kleiner und mittlerer Einkommen, die im Rhein-Main-Gebiet z. B. in großer Zahl im 
Bereich des Flughafens Beschäftigung finden. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern teilt mit, dass sich die Koalition 
aus SPD und CDU auf die Wohnraumförderung im Land geeinigt hat. So würde 
festgeschrieben, dass das Sondervermögen Wohnraumförderung, das aus zweckbestimmten 
Kompensationsmitteln errichtet wurde, erhalten bleiben soll. Zudem können seit dem 
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12.  Februar 2019 Förderanträge aus der Richtlinie „Wohnungsbau Sozial“ gestellt werden. 
Mit der Änderung dieser Richtlinie wurde der Kreis der antragsberechtigten Gemeinden 
erweitert. Gefördert werden können Bauvorhaben künftig in den zentralen Orten – das sind 
knapp 100 Grund-, Mittel- und Oberzentren in Mecklenburg-Vorpommern. Nachgewiesen 
werden muss, dass dort aufgrund der örtlichen und regionalen Verhältnisse ein nachhaltiger 
Bedarf an preiswertem Wohnraum besteht. Außerdem sind Vorhaben in den Gemeinden 
förderfähig, die in den Raumentwicklungsprogrammen als Tourismusschwerpunkte 
ausgewiesen sind und mehr als 2 000 Einwohner haben.  
 
Investoren stellt das Land Zuschüsse in Höhe von bis zu 850,00 Euro/m² Wohnfläche zur 
Verfügung. Die errichteten Wohnungen sind für die Dauer von 20 Jahren Haushalten mit 
Wohnberechtigungsschein vorbehalten und dürfen für eine Nettokaltmiete von höchstens 
6,00 Euro/m² vermietet werden. Für den sozialen Mietwohnungsneubau setzt das Land 2019 
etwa 21 Millionen Euro der vom Bund bereitstehenden Entflechtungsmittel ein. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen unterstreicht, dass sich die 
öffentliche Wohnraumförderung des Landes an alle Bürgerinnen und Bürger richtet – 
unabhängig von ihrem beruflichen Status. Aus wohn- und baupolitischer Sicht gibt es aus 
Sicht der CDU-Fraktion deshalb keinen unmittelbaren Ansatz für eine besondere Förderung 
von Staatsbediensteten. Sie profitieren – wie alle anderen auch – von der allgemeinen 
Wohnraumförderung. Da Bund und Länder als Arbeitgeber bzw. Dienstherr jedoch eine 
weitergehende Verantwortung und Fürsorgepflicht für sie haben, schließt sich die CDU-
Fraktion dem in der Überweisung formulierten Prüfauftrag an. 
 
In den Haushaltsberatungen für den Doppelhaushalt 2019/2020 hat sich die CDU-Fraktion im 
Landtag von Rheinland-Pfalz intensiv mit dem Thema Wohnen für Staatsbedienstete befasst 
und einen Vorschlag für ein Landesprogramm „Landesbediensteten-Wohnungen“ 
eingebracht. Zunächst wurden hierfür 20 Millionen Euro vorgeschlagen (15 Millionen Euro für 
Grunderwerb; 5 Millionen Euro als Baukostenzuschuss). Das Vorhaben wurde durch die 
Ampelkoalition aus SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag des Saarlandes informiert, dass sich die Mietpreise vor Ort – 
auch dank der allgemein kurzen Fahrzeiten zur Arbeit – auf einem bezahlbaren Niveau 
bewegen. Daher sind derzeit keine gezielten Programme zur Förderung von Wohnraum für 
Staatsbedienstete geplant. Allerdings hat Innen- und Bauminister Klaus Bouillon ein 
Sozialwohnungsbauprogramm in Höhe von 30 Millionen aufgelegt, durch das in den nächsten 
beiden Jahren rund 500 Sozialwohnungen entstehen werden, die bei Erfüllung der Kriterien 
auch von Staatsbediensteten bezogen werden können.  
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen macht deutlich, dass es vor allem in Dresden und 
Leipzig einen nachfragestarken Wohnungsmarkt gibt. In beiden Regionen steht jedoch 
ausreichend bezahlbarer Wohnraum für die Beamten und Angestellten im Öffentlichen 
Dienst – auch mittlerer oder unterer Einkommensgruppen – zur Verfügung. Daher sieht die 
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CDU-Fraktion derzeit keinen Handlungsbedarf, um unterstützende Leistungen für die 
Beamten und Angestellten im Öffentlichen Dienst zu umzusetzen. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt weist darauf hin, dass die dem Land 
Sachsen-Anhalt in den Jahren 2016 bis 2019 zusätzlich zufließenden Entflechtungsmittel in 
Höhe von 23 Millionen Euro zweckgebunden sind, um leerstehenden sozialen Wohnraum 
herzurichten. Ziel ist es, sozial schwache Haushalte mit Wohnraum zu versorgen. Aufgrund 
der sinkenden Bevölkerungszahlen steigt der Leerstand auch ohne Neubau bis 2030 
landesweit auf 17 Prozent. Daher gibt es in Sachsen-Anhalt rein mengenmäßig keine 
Wohnungsknappheit.  
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Schleswig-Holstein hält es für schwierig, bezahlbaren 
Wohnraum nur den Staatsbediensteten zur Verfügung zu stellen. Allerdings wird die 
schleswig-holsteinische Landesbauordnung derzeit mit dem Ziel novelliert, mehr bezahlbaren 
Wohnraum für alle Menschen im Land zu schaffen. Im Fokus stehen dabei der 
Dachgeschossausbau, die Aufstockung von Gebäuden im Rahmen der Nachverdichtung im 
Bestand und Erleichterungen bei der Verwendung von Holz als nachwachsendem Rohstoff. 
Darüber hinaus erhalten Bedienstete in Schleswig-Holstein bereits eine sog. „lnselzulage“ für 
besonders preisintensive Regionen. 
 
Die CDU-Fraktion im Landtag von Thüringen teilt mit, dass der aktuelle 
Wohnungsmarktbericht die flächendeckende Bezahlbarkeit von Wohnraum in ganz Thüringen 
bestätigt. Danach übersteigt selbst in Jena die Mietbelastungsquote der Bevölkerung nicht 
die kritische 30-Prozent-Marke. Abgesehen davon ist zu prüfen, ob Fördermaßnahmen für 
einen abgegrenzten Personenkreis politisch vorangetrieben werden sollten. Vielmehr setzt 
sich die Fraktion für die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum in allen Regionen und in 
allen Preissegmenten ein. Städte und Gemeinden sollen eine breite Auswahl 
unterschiedlicher Wohnmöglichkeiten für unterschiedliche Nachfrager bieten, so dass allein 
der Preis nicht mehr das ausschlaggebende Argument für die Wahl des Wohnortes sein muss.  
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III. Überweisungen an die CDU/CSU-Gruppe der EVP-Fraktion im 
Europäischen  Parlament 
 
1. C 117 Partnerschaft mit Afrika  
Der Antragsteller setzt sich dafür ein, dass beschäftigungsintensive Programme nach dem Vorbild 
des Programms „Cash for Work“ des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) im Norden Afrikas ausgebaut werden. 
 
Die CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament wirkte als Teil der EVP-Fraktion auf die 
Europäische Kommission ein, die Fähigkeiten der Staaten Nordafrikas im Umgang mit 
Flüchtlingsströmen zu stärken. Die EU kooperiert mit den Staaten Nordafrikas im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, die zehn Partnerländer umfasst: Algerien, Ägypten, 
Israel, Jordanien, Libanon, Marokko, palästinensische Gebiete, Syrien und Tunesien. Die EU 
stellt für diese Länder im Zeitraum von 2014 bis 2020 Finanzmittel im Umfang von 
9  Milliarden Euro bereit.  
 
Darüber hinaus hat die EU den so genannten „EU Emergency Trust Fund for Africa“ auf den 
Weg gebracht. Dieses Finanzierungsinstrument dient dazu, Migrationsdruck durch 
Zusammenarbeit und Hilfe vor Ort abzubauen. Für die Staaten Nordafrikas stehen 
592,4  Millionen Euro bereit. ln der Zwischenzeit wurden 23 Programme angenommen und 
582  Millionen Euro veranschlagt. Programmbeispiele sind, die u. a. auch von der Deutschen 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit umgesetzt werden: Libyen – Schutz und 
Hilfe für Flüchtlinge; Ägypten – Stärkung der ägyptischen Strukturen, um Flüchtlinge im Land 
zu betreuen.  
 
In den letzten Jahren hat die EU die Zusammenarbeit mit den Sahel-Ländern in 
Migrationsfragen erheblich intensiviert. Im Rahmen des Emergency Trust Fund für Stabilität 
und die Bekämpfung der Ursachen irregulärer Migration und Vertriebener in Afrika haben die 
G5-Sahel-Länder Anspruch auf zusätzliche Mittel. Die EU unterhält mit jedem der fünf 
Sahelländer eine enge und umfassende Zusammenarbeit. Die Kooperation erfolgt im Rahmen 
von nationalen Programmen, von regionalen Programmen, von humanitärer Hilfe, des 
Instruments für Entwicklungszusammenarbeit sowie des Instruments für Stabilität und 
Frieden. Die für die fünf Sahel-Länder von der EU und ihren Mitgliedstaaten für den Zeitraum 
2014-2020 zur Verfügung gestellten und zugesagten Mittel belaufen sich auf rund 
8  Milliarden Euro.  
 
Schließlich legte die EU im Jahr 2018 den externen Investmentplan auf, der auch im südlichen 
Nachbarschaftsraum eingesetzt wird. Der Plan besteht aus drei Säulen: der Finanzsäule mit 
ihrem Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung in Höhe von 4,1 Milliarden Euro, 
technischer Hilfe zur Unterstützung der Begünstigten bei der Entwicklung finanziell 
attraktiver und tragfähiger Projekte sowie einem politischen Dialog zur Verbesserung des 
Investitionsklimas und des Geschäftsumfelds in unseren Partnerländern. Eines der neuen 
Projekte wird beispielsweise Menschen zugutekommen, die derzeit Schwierigkeiten haben, 
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Geld zu erschwinglichen Konditionen zu leihen, wie Binnenvertriebene, Flüchtlinge oder 
Rückkehrer. Ein weiteres Projekt ermöglicht mehr als 25 000 kleinen Unternehmen den 
Zugang zu mobilen Konten und langfristigen Krediten, um die finanzielle Inklusion von 
Diasporas, Migrantenfamilien und Rückkehrern zu unterstützen. 
 
In den laufenden Verhandlungen für den mehrjährigen Finanzrahmen, der ab Januar 2021 
startet, setzt sich die EVP-Fraktion dafür ein, die Finanzinstrumente für den afrikanischen 
Kontinent innerhalb und außerhalb des EU-Haushalts kohärenter auszurichten. Die EVP-
Fraktion fordert schließlich mehr Mittel für den EU-Investmentplan für Afrika. 
 
2. C 206 Neue Agenda für eine nachhaltigere Entwicklungspolitik Deutschlands 
Der Antrag spricht sich dafür aus, mit einer nachhaltigen und auf den Nachbarkontinent Afrika 
konzentrierten Entwicklungspolitik dafür zu sorgen, dass vor allem junge Afrikanerinnen und 
Afrikaner Perspektiven in ihren Heimatländern finden.  
 
Die CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion unterstützt die Europäische Kommission darin, 
faire Handelsabkommen mit unseren Partnern in Afrika abzuschließen. ln Westafrika gelang 
es 2019, die wirtschaftlichen Partnerschaftsabkommen mit der Elfenbeinküste und Ghana 
vorläufig in Kraft zu setzen. Bislang bleibt in Westafrika nur Nigeria, das noch kein 
Partnerschaftsabkommen mit der EU unterzeichnet hat. In Zentralafrika hat nur Kamerun das 
wirtschaftliche Partnerschaftsabkommen zwischen der EU und Zentralafrika unterzeichnet. 
Die Verhandlungen dauern an, um das Abkommen zu vertiefen.  
 
Die Handelsbeziehungen zwischen der EU und den Ländern Ost- und Südafrikas entwickeln 
sich sehr gut. Im Januar 2019 wurde vereinbart, ein umfassendes Abkommen anzustreben. 
Das regionale Handelsabkommen zwischen der Ostafrikanischen Gemeinschaft und der EU 
wird weiter vertieft. Am 1. Februar 2019 wurde entschieden, in einer viermonatigen Phase 
offene Fragen am bestehenden Abkommen zu diskutieren und zu klären. Beim regionalen 
Handelsabkommen zwischen der EU und der Südafrikanischen Entwicklungsgemeinschaft 
(SADC) wurde das bestehende Abkommen verstärkt. Im Februar 2019 gelang es, einen 
institutionellen Rahmen zur Streitbeilegung zu etablieren.  
 
Außerhalb des EU-Haushalts ist der Europäische Entwicklungsfonds (EEF) das 
Hauptprogramm, das zur Förderung der Demokratie beiträgt. Der EEF wurde 1959 ins Leben 
gerufen und soll Entwicklungshilfe für Länder in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean leisten. Der EEF wird durch direkte freiwillige Beiträge der EU-
Mitgliedstaaten finanziert. Die Finanzmittel für den MFR 2014-2020 belaufen sich auf 30,5 
Milliarden Euro. Ein erheblicher Teil (Schätzungen zufolge ein Drittel) der EEF-Mittel fließt in 
die Unterstützung verschiedener Aspekte der Governance. Die Prioritäten werden zusammen 
mit den Regierungen der Partnerländer durch nationale Richtprogramme festgelegt.  
 
Die EVP-Fraktion unterstützt die laufenden Verhandlungen zwischen den Staaten Afrikas, der 
Karibik und des Pazifiks mit der EU, um ab 2020 eine neue Partnerschaft zwischen dieser 
Staatengruppe und der EU zu erreichen. Am 3. Mai 2019 trafen sich der EU-
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Verhandlungsführer und Entwicklungskommissar Mimica mit afrikanischen Ministern. Ziel 
war es, die spezifischen Bedürfnisse und Prioritäten der Region Afrikas zu erörtern und 
gleichzeitig zu untersuchen, wie sie im künftigen AKP-EU-Abkommen am besten angegangen 
werden können. Es wird erwartet, dass die Diskussion von Anfang Mai die maßgeschneiderte 
afrikanische Säule bereichern wird, die im Rahmen des künftigen AKP-EU-Abkommens, auch 
bekannt als Post-Cotonou-Abkommen, geschaffen werden soll.  
 
Neben dem externen Investmentplan, den die EU bereits im Jahr 2018 aufgelegt hatte, will 
sich die EVP-Fraktion in den laufenden Verhandlungen für einen mehrjährigen Finanzrahmen 
dafür einsetzen, die Finanzinstrumente für Afrika innerhalb und außerhalb der EU kohärenter 
auszurichten (s. hierzu auch die Stellungnahme zu Antrag C 117). 
 
3. C 219 Umweltplakette EU-weit vereinheitlichen  
Der Antragsteller fordert, die nationalen Umweltplaketten für Kraftfahrzeuge zukünftig durch 
eine einheitliche europäische Umweltplakette zu ersetzen. 
 
Die CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion des Europäischen Parlaments begrüßt und 
unterstützt grundsätzlich die Initiative für eine einheitliche Umweltplakette und den 
dahinterstehenden Gedanken, der Verunsicherung durch einen „Flickenteppich“ 
unterschiedlicher Vorschriften und dem Bürokratieaufwuchs Einhalt zu gebieten. Einzelne 
ihrer Mitglieder haben in der jüngeren Vergangenheit entsprechende Anfragen und 
Forderungen an die Europäische Kommission gerichtet. 
 
Anders als z. B. bei der Eurovignette für Lkw, deren grenzüberschreitende Dimension 
offensichtlich ist und die zum Kanon der Vorschriften für die Gestaltung der Gebühren 
gehört, die den Verkehrsunternehmen für die Nutzung der Straßeninfrastruktur in Rechnung 
gestellt werden, hat die Europäische Union jedoch keine (vertrags-)rechtliche Kompetenz für 
Fragen der städtischen Mobilität.  
 
Gemeinsam auf EU-Ebene werden zwar die Grenzwerte zur Wahrung der Luftqualität 
festgelegt. Die Wahl der Mittel, um die Einhaltung zu gewährleisten, liegt vor Ort bei den 
Kommunen. Die Europäische Kommission sieht unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips 
daher ihre Aufgabe vorrangig darin, den Austausch von Informationen und bewährten 
Verfahren zu erleichtern, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu unterstützen, 
Verfahren zu harmonisieren und die Interoperabilität intelligenter Verkehrssysteme zu 
gewährleisten. An entsprechenden rechtlichen Initiativen arbeiten die Fachpolitiker der 
CDU/CSU-Gruppe im Zuge der parlamentarischen Beratung und EU-Beschlussfindung mit.  
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2. Überweisungen des 31. Parteitags an die Partei 
 
 

I. Überweisungen an den Bundesvorstand 
 
1. C 42 Regierungsprogramm 
Der Antrag fordert, frühzeitig mit der Erarbeitung des nächsten Regierungsprogramms zu 
beginnen. Dazu sollen die Bundesfachausschüsse, Vereinigungen und alle Gliederungen Bausteine 
erarbeiten; die Mitglieder sind besser in den Entstehungsprozess einzubinden. 
 
An der Erarbeitung eines Regierungsprogramms wurden bereits in der Vergangenheit die 
Fachgremien, Vereinigungen und Gliederungen der CDU Deutschlands beteiligt. Auch in 
Zukunft ist ein Prozess wünschens- und erstrebenswert, der einen breiten 
Beteiligungsprozess der Parteibasis und der Fachgremien, Vereinigungen und Gliederungen 
der Partei ermöglicht. Gleichermaßen muss jedoch der Parteiführung in der Frage der 
näheren Ausgestaltung ein hohes Maß an Flexibilität zustehen. 
 
2. C 108  Mit voller Kraft für Europa 
Der Antragsteller spricht sich dafür aus, dass der Parteitag der CDU Deutschlands ein zentrales 
Wahlprogramm zur Europawahl erarbeitet. Außerdem soll eine zentrale Wahlkampagne aufgelegt  
und eine zentrale Wahlkampfkommission gebildet werden.  
 
Obwohl sich das Anliegen des Antragstellers mit Blick auf die Europawahl 2019 erledigt hat – 
die Wahl fand bereits am 26. Mai 2019 statt – ist zu vermuten, dass er sein Anliegen auch für 
künftige Europawahlen verfolgt wissen will. Dabei ist zu bedenken, dass in der Frage der 
Erarbeitung und Ausgestaltung von Wahlprogrammen und Wahlkampagnen sowie der 
Bildung von Wahlkommissionen zur Europawahl ein hohes Maß an Flexibilität notwendig ist, 
um einerseits dem Gedanken einer einheitlichen und geschlossenen Wahlkampfführung 
gerecht zu werden, und andererseits zu berücksichtigen, dass die Landesverbände der CDU 
eigenverantwortlich mit Landeslisten zur Europawahl antreten.  
 
Allgemein erfordern Wahlkämpfe in Zeiten von Social Media heutzutage ein hohes Maß an 
Schnelligkeit. Mit zentralen Wahlkampfkommissionen ist dies eher weniger zu erreichen. Aus 
Sicht der Bundespartei spricht jedoch nichts dagegen, beispielsweise auf der Landesebene 
oder in den Kreisverbänden gesonderte Wahlkampfkommissionen einzurichten, sofern dies 
von den Gliederungen selbst gewünscht wird. Die Erarbeitung des Europawahlprogramms 
2019 in enger Abstimmung mit dem „Bundesfachausschuss Europa“ der CDU Deutschlands 
und in Zusammenarbeit mit der CSU hat sich bewährt. 
 
3. C 223 Mitgliederbefragungen  
Der Antrag fordert Mitgliederbefragungen u. a. zu Sachfragen, zur Wahl des Parteivorsitzenden, 
zum Abschluss von Koalitionsverträgen und bei Änderungen des Grundsatzprogramms der CDU. 
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Die geltende Fassung von § 6a Statut der CDU wurde 2003 beschlossen und hat die bis dahin 
geltende Regelung zur Mitgliederbefragung erweitert. Mitgliederbefragungen nach § 6a 
Statut der CDU wurden in einigen Landesverbänden durchgeführt. Ein über die geltende 
Fassung hinausgehender Änderungsbedarf wurde bislang nicht erhoben. Die jetzige Fassung 
hat sich bewährt.  

 
Gegen die geforderte Änderung von § 6a Statut der CDU bestehen aus mehreren Gründen 
erhebliche Bedenken. Zunächst setzt der Antrag die Einsetzung einer Satzungskommission 
durch die CDU Deutschlands voraus. Deren Zuständigkeit soll aber auf die bloße Vorlage der 
beabsichtigten Änderung von § 6a Statut der CDU gegenüber dem Bundesparteitag 
beschränkt sein, was schon den grundsätzlichen Aufgaben einer Satzungskommission nicht 
entspricht. Auch wäre eine Satzungskommission zu einer solchen Vorlage überhaupt nicht 
berechtigt, da diese zum Bundesparteitag nicht antragsberechtigt ist. Eine Vorlage könnte 
allenfalls als Empfehlung ausgestaltet sein, müsste sich dann zudem an den 
antragsberechtigten Bundesvorstand richten.  
 
Auch in der Sache bestehen gegen die vorgeschlagenen Änderungen Bedenken. Zum einen ist 
das Quorum von 500 Mitgliedern zur Herbeiführung einer Mitgliederbefragung zu 
„relevanten Sachfragen“ erkennbar zu niedrig. Entsprechendes gilt für die ebenfalls 
vorgeschlagene Beantragung durch nur zwei Landesverbände. Zum anderen ist die nach § 6a 
Nr. 2 Satz 2 vorgeschlagene Verpflichtung des Bundesvorstandes, eine Mitgliederbefragung 
bei wesentlichen politischen Inhalten, über die nicht bereits die Bundestagsfraktion 
entschieden hat, stets durchzuführen, nicht nur im Hinblick auf die originäre Zuständigkeit 
des Bundesvorstandes problematisch. Sie kann im Ergebnis auch zu einem Automatismus 
führen, der mit dem Grundgedanken unvereinbar ist, dass Mitgliederbefragungen immer 
Ausdruck der Rückkopplung mit den Mitgliedern in Einzelfällen von besonderer Bedeutung 
sind. Beide Aspekte der vorgeschlagenen Neuregelung lassen zudem den Aspekt der 
Angemessenheit der Kosten und deren Finanzierbarkeit völlig außer Acht, der in der 
geltenden Fassung in der Notwendigkeit der Zustimmung des Vorstandes der 
übergeordneten Organisationsstufe Ausdruck findet.  
 
Mitgliederbefragungen – wie vorgeschlagen – „zur Wahl des Parteivorsitzenden“ und „bei 
Änderungen des Grundsatzprogramms“ tragen die Gefahr in sich, im Falle der Entwicklung 
einer faktischen Bindungswirkung, in unzulässiger Weise in die von § 9 Abs. 3 und Abs. 4 
PartG allein dem Bundesparteitag zugewiesene Kompetenz zur Wahl des Vorstands und 
Beschluss des Parteiprogramms einzugreifen. Im Ergebnis ist der Antrag in der vorgelegten 
Fassung deshalb nicht annahmefähig. 
 
Hinsichtlich des Abschlusses von Koalitionsverträgen hat erst der 31. Parteitag der CDU 
Deutschlands in Hamburg mit einer Ergänzung von § 29 Abs. 8 Statut der CDU entschieden, 
dass der Bundesparteitag auch über „das Ergebnis von Koalitionsverhandlungen beschließt“. 
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II. Überweisungen an den Generalsekretär der CDU 
 
1. C 13 und C 216 Europahymne auf Parteitagen der CDU Deutschlands 
Die Antragsteller sprechen sich dafür aus, dass auf Veranstaltungen der CDU Deutschlands neben 
der deutschen Nationalhymne künftig auch die Europahymne gespielt wird.  
 
Die CDU Deutschlands steht in der Tradition Konrad Adenauers und Helmut Kohls. Sie ist die 
Partei der deutschen und europäischen Einheit. Keine andere Partei in Deutschland steht 
mehr für den europäischen Einigungsgedanken als die Christlich Demokratische Union. 
Dessen ungeachtet ist es guter Brauch, dass die CDU jeden Bundesparteitag mit dem 
Deutschlandlied beschließt. Zugleich bleibt richtig, dass sich die CDU Deutschlands als die 
gestaltende politische Kraft im europäischen Einigungsprozess erwiesen hat. Daher wird der 
Generalsekretär bei Großveranstaltungen mit Europa-Bezug künftig prüfen und entscheiden, 
ob neben dem Deutschlandlied auch die Europahymne gespielt werden sollte. 
 
2. C 98 Durchführung eines Unionskongresses von CDU und CSU  
Der Antrag fordert die Durchführung eines Unionskongresses von CDU und CSU im 2. Halbjahr 
2019 oder im 1. Halbjahr 2020 im Sinne eines gemeinsamen Parteitages von CDU und CSU. 
 
Gemeinsame Kongresse und Veranstaltungen oder gemeinsame Sitzungen der 
Führungsgremien von CDU und CSU gab es bereits in der Vergangenheit, wie die 
Deutschlandkongresse im Jahr 2016, die Vorstellung der gemeinsamen Programme beider 
Parteien für die Bundestagswahlen und die Europawahl, die gemeinsamen 
Werkstattgespräche 2019 oder zuletzt die gemeinsame Präsidiumssitzung in Dresden.  
 
Die Durchführung gemeinsamer Kongresse und Veranstaltungen von CDU und CSU – ohne 
Parteitagscharakter – kann sinnvoll sein, um den Unionscharakter öffentlichkeitswirksam 
herauszustellen. Hierzu werden die Generalsekretäre der Unionsparteien den 
Parteivorsitzenden auch in Zukunft anlassbezogen Vorschläge unterbreiten. Dessen 
ungeachtet stellt sich die Sachlage anders dar, wenn der Kongress ein gemeinsamer Parteitag 
sein soll. Oberstes Beschlussgremium einer Partei ist der Parteitag – dies ergibt sich aus § 9 
Parteiengesetz. Demgemäß kann auch nur der Bundesparteitag der CDU gemäß § 29 Abs. 1 
des Statuts der CDU über die Grundlinien der Politik der CDU und das Parteiprogramm der 
CDU entscheiden. Infolgedessen gibt es für einen gemeinsamen Parteitag von CDU und CSU 
keinen Raum. 
 
 

III. Überweisungen an den Haushaltsausschuss 
 
1. C 20 CDU-Beiträge für JU-Mitglieder 
Der Antragsteller setzt sich dafür ein, dass CDU-Mitglieder, die gleichzeitig Mitglied der Jungen 
Union sind, nur die Hälfte des CDU-Mitgliedsbeitrags zahlen müssen.  
 



54 

 
 

Der Haushaltsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 12. März 2019 mit diesem Antrag 
befasst und ihn einstimmig abgelehnt.  
 
 

IV. Überweisungen an die Bundesfachausschüsse 
 
Die Änderungsanträge zum Antrag A „Wirtschaft für den Menschen – Soziale Marktwirtschaft 
im 21. Jahrhundert“ sind durch die finale Beschlussfassung des Antrags durch die Delegierten 
des 31. Parteitags der CDU Deutschlands in Hamburg formal als erledigt zu betrachten. 
Änderungen am Beschluss „Wirtschaft für den Menschen – Soziale Marktwirtschaft im 21. 
Jahrhundert“ sind nicht mehr möglich.  
 
Die Bundesfachausschüsse werden sich jedoch mit den in den Änderungsanträgen 
angesprochenen Themen und den in den Anträgen genannten Forderungen eingehend 
befassen und diese bei der Erarbeitung des neuen Grundsatzprogramms der CDU 
Deutschlands berücksichtigen. 
 
IV.1 Überweisung an den Bundesfachausschuss Äußere Sicherheit 
 
1. C 182 „Bündnis für die Südhalbkugel“ 
Der Antragsteller ruft dazu auf, in der EU für ein „Bündnis mit der Südhalbkugel“ zu werben. Das 
Bündnis soll die Zusammenarbeit mit den Staaten der Südhalbkugel stärken und die 
Entwicklungszusammenarbeit um niederschwellige Angebote ergänzen.  
 
Der Bundesfachausschuss Äußere Sicherheit begrüßt den Vorschlag, Partnerschaften von 
Kommunen in Europa mit Kommunen auf der Südhalbkugel, insbesondere aus Afrika, 
anzuregen. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
hat bereits die Möglichkeit der Förderung von Kooperationen auf kommunaler Ebene 
geschaffen. Auch die CDU tritt dafür ein, dass die kommunale Zusammenarbeit im Rahmen 
der deutschen und europäischen Entwicklungszusammenarbeit weiter verstärkt wird. Vor 
Ort kann dies zudem in den Unionsparteien durch die Kommunalpolitische Vereinigung 
von CDU und CSU sowie auf europäischer Ebene durch die Deutsche Sektion des Rates der 
Gemeinden und Regionen Europas angestoßen werden. Der Bundesfachausschuss wird ein 
entsprechendes Schreiben an die KPV und den RGRE richten. 
 
IV.2 Überweisung an den Bundesfachausschuss Bildung, Forschung und Innovation 
 
1. C 193 Ideologien raus aus den Schulen 
Der Antrag spricht sich dafür aus, die „gender-ideologische Beeinflussung“ der Bildungspläne 
abzulehnen.  
 
In seiner konstituierenden Sitzung am 5. Juni 2019 diskutierten die Mitglieder des 
Bundesfachausschusses Bildung, Forschung und Innovation ausführlich den vorliegenden 
Antrag und beschlossen einmütig seine Annahme in geänderter Fassung: 
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Ideologien raus aus den Schulen 
Die CDU Deutschlands lehnt eine ideologische Beeinflussung aller Bildungspläne ab. Zugleich 
spricht sie sich für eine fachlich richtige, nicht auf biologische Vorgänge beschränkte, 
altersgerechte Sexualerziehung aus, die die gesellschaftliche Realität berücksichtigt. Auf ein 
sinnvolles Zusammenwirken von Schule und Elternhaus ist hinzuwirken. 
 
IV.3 Überweisungen an den Bundesfachausschuss Europapolitik 
 
1. C 49 Europäische Union – mit weniger Bürokratie bessere Gesetze 
Der Antrag mahnt einen konsequenten Bürokratieabbau in der EU an. Dazu gehört eine 
Verkleinerung der EU-Kommission, eine bessere Folgenabschätzung von EU-Gesetzen und eine 
aktivere Subsidiarität. 
 
Dem grundsätzlichen Anliegen des Antragstellers ist nach Auffassung des 
Bundesfachausschusses Europapolitik zu folgen. Die Forderungen des Antrags nach aktiverer 
Subsidiarität, wie etwa der Ausbau und die Vereinfachung der Subsidiaritätsrüge und die 
Forderungen zur besseren Folgenabschätzung, darunter die Einsetzung eines unabhängigen 
Europäischen Normenkontrollrats, wurden weitgehend in das Europawahlprogramm 2019 
von CDU und CSU aufgenommen. 
 
Um die Handlungsfähigkeit der EU zu erhöhen, muss auch über die weitere 
Effizienzsteigerung der EU-Kommission nachgedacht werden. Der BFA wird sich im Rahmen 
seiner weiteren Arbeit mit der genauen Ausgestaltung beschäftigen und dabei die Anliegen 
des Antragstellers berücksichtigen. 
 
2. C 82 Europa neu denken 
Der Antragsteller spricht sich dafür aus, die Erfolgsgeschichte Europas neu zu schreiben, Europa 
zu stärken und gleichzeitig das Verhältnis der Kompetenzen zwischen der EU und den 
Mitgliedstaaten neu auszutarieren.  
 
Der vorliegende Antrag baut in seinen konkreten Forderungen auf den Beschluss „Starkes 
Europa – Gute Zukunft für Deutschland“ des 24. Parteitages der CDU Deutschlands aus dem 
Jahr 2011 in Leipzig auf. Die erste Seite des Antrags enthält zudem eine aktuelle 
Zustandsbeschreibung der Europäischen Union im Zeitalter des Populismus. Die Forderungen 
zur Subsidiarität, zum Mehrjährigen Finanzrahmen, zur Außen-, Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik wurden weitgehend in das gemeinsame Europawahlprogramm 2019 von 
CDU und CSU aufgenommen. 
 
Auch die Forderungen im Bereich der Asylpolitik und der Wissenschaftspolitik wurden 
weitgehend in das Europawahlprogramm aufgenommen. Darüber hinaus fordert das Europa-
wahlprogramm die Bildung Europäischer Hochschulnetzwerke. 
 
Die Europäische Kommission und die Eurogruppe wachen über die Einhaltung der EU-
Stabilitätsregeln im Rahmen der Wirtschafts- und Währungsunion und drohen bei 
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andauernden Verstößen mit Sanktionen. Bei der Beratung über den oben genannten 
Parteitagsbeschluss aus dem Jahr 2011 wurde der Vorschlag abgelehnt, eine formelle EU-
Insolvenzordnung für Euro-Staaten zu schaffen sowie die Möglichkeit der Einsetzung eines 
formellen Insolvenzverwalters vorzusehen. Der Internationale Währungsfonds hatte seit 
Jahren vergeblich nach einem geordneten Insolvenzmechanismus gesucht. Zudem: Käme es 
tatsächlich einmal zu einer Insolvenz, so würde ein solches formelles Verfahren zu einer 
hohen „Ansteckungsgefahr“ für andere Euro-Staaten führen. Insbesondere die Lösung der 
Zuspitzung der Verschuldungskrise in Griechenland im Juli 2015 zeigte, dass die 
Abschreckung vor einem drohenden Euro-Austritt bei entsprechender Kooperation mit der 
Europäischen Zentralbank  auch ohne ein formelles Insolvenzverfahren ausreichend war. 
 
Wie auch bei allen anderen Forderungen des Antrags wird sich der BFA im Rahmen seiner 
weiteren Arbeit mit der Weiterentwicklung der Währungsunion beschäftigen. 
 
IV.4 Überweisungen an den Bundesfachausschuss Gesellschaftlicher Zusammenhalt 
 
1. C 7 Meldepflicht in Gewaltschutzhäusern 
Der Antragsteller will Frauen, die länger als sechs Monate in Gewaltschutzhäusern 
(Frauenhäusern) wohnen, noch besser schützen. Die Meldepflicht soll so gestaltet werden, dass sie 
dem Schutz der betroffenen Frauen und ihrer Kinder vor Gewalttätern dient. 
 
Die Mitglieder des Bundesfachausschusses Gesellschaftlicher Zusammenhalt diskutierten 
den vorliegenden Antrag ausführlich und beschlossen seine Annahme: Das grundsätzliche 
Anliegen nach einer sicheren Unterbringung der verfolgten Frauen wird geteilt. Die 
rechtssichere Ausformulierung obliegt der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, an die der Antrag 
ebenfalls überwiesen wurde. 
 
2. C 183 Zusätzlicher Rentenpunkt 
Der Antrag setzt sich dafür ein, ehrenamtliche Angehörige anerkannter Blaulichtorganisationen 
dadurch zu honorieren, dass sie nach 25 Jahren aktivem Dienst einen zusätzlichen Rentenpunkt 
erwerben. 
 
Die BFA-Mitglieder diskutierten den vorliegenden Antrag ausführlich und beschlossen, dass 
eine Fokussierung allein auf Blaulichtorganisationen zu eingeschränkt erscheine. Die 
Beratung dieses Antrags findet in enger Abstimmung mit dem Bundesfachausschuss Soziale 
Sicherung und Arbeitswelt statt. Die Ergebnisse werden bei der Erarbeitung des neuen 
Grundsatzprogramms der CDU Deutschlands berücksichtigt. 
 
IV.5 Überweisungen an den Bundesfachausschuss Gleichwertige Lebensverhältnisse  
 
1. C 41 Politik neu begründen  
Der Antrag ruft dazu auf, die kommunale Selbstverwaltung anhand von sechs fundamentalen 
Prinzipien zu stärken. 
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Der Bundesfachausschuss Gleichwertige Lebensverhältnisse teilt die Einschätzung des 
Antrags, dass die CDU Deutschlands in ihrem neuen Grundsatzprogramm das Vertrauen in 
starke kommunale Strukturen und eine starke kommunale Selbstverwaltung zum Ausdruck 
bringen sollte. Es ist richtig, dass sich das politische Handeln der CDU auf allen Ebenen an 
den genannten sechs grundlegenden Prinzipien orientieren sollte. In der Präambel und in den 
konkreten Positionierungen sollten diese Prinzipien mit Leben gefüllt werden. Dabei muss 
jede Antwort auf die Herausforderung der Zeit überprüft werden, ob sie sich an unserer 
Auffassung von der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, einer aktivierenden 
Bürgergesellschaft, der Hilfe zur Selbsthilfe, der Subsidiarität, der ökologischen und sozialen 
Marktwirtschaft und der Eindeutigkeit der Verantwortung wirklich orientieren und damit zu 
einem schlüssigen Ganzen werden.  
 
2. C 44 Altschuldenhilfe und Zinsmoratorium  
Der Antragsteller fordert die Kommission und insbesondere die Arbeitsgruppe „Altschulden“ auf, 
differenziert die Ursachen von Strukturschwäche in Stadt und Land herauszuarbeiten und 
Lösungsvorschläge zu entwickeln, die nachhaltig wirken. 
 
Der BFA ist der Auffassung, dass die Altschuldenproblematik dringend gelöst werden muss, 
um die Handlungsfähigkeit der betroffenen Kommunen zu sichern. Der Antrag macht dafür 
diskussionswürdige Vorschläge. Er richtete sich an die Regierungskommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“, die beim Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 
angesiedelt war. Der BFA überstellte den Antrag daher an seine Mitglieder, die über ihre 
Institutionen in die Regierungskommission eingebunden waren.  
 
Am 10. Juli 2019 legte die Bundesregierung ihre Schlussfolgerungen aus den Beratungen der 
Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse vor. Der BFA begrüßt, dass eine faire Lösung 
für kommunale Altschulden und für die Verschuldung der kommunalen Wohnungswirtschaft 
in den neuen Ländern gefunden werden soll. Der Bund kann einen Beitrag leisten, wenn es 
einen nationalen politischen Konsens gibt, den betroffenen Kommunen einmalig gezielt zu 
helfen (etwa bei Zins- und Tilgungslasten). Voraussetzung ist, dass die Ursachen der hohen 
Kassenkreditbestände angegangen werden. Dafür will die Bundesregierung zeitnah 
Gespräche mit dem Deutschen Bundestag, den Ländern sowie den betroffenen Kommunen 
und den Kommunalen Spitzenverbänden aufnehmen. Dabei soll ausgelotet werden, ob eine 
solche nationale Lösung möglich ist. Der BFA empfiehlt, die Vorschläge des Antrags dabei 
eingehend zu erörtern.  
 
Der BFA hält es des Weiteren für wichtig, dass es nicht nur um den Abbau von Altschulden 
geht, sondern dass strukturelle Änderungen vereinbart werden, die für die Zukunft eine 
Neuverschuldung der Kommunen ausschließen. Die Länder müssen durch gesetzliche 
Anpassungen deutlich machen, dass sie solche strukturellen Änderungen nicht nur 
unterstützen, sondern ihrerseits auch umsetzen. Dazu gehören 
 

• eine grundlegende Verständigung auf eine kommunale Mindestausstattung als 
Grundlage der auskömmlichen Kommunalfinanzierung durch die Länder; 
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• Änderungen in den kommunalen Finanzausgleichsgesetzen der Länder; 
• eine Änderung der Umsatzsteuerverteilung auf die Kommunen unter stärkerer 

Berücksichtigung beispielsweise der Sozialausgaben und der Einwohnerzahlen; 
• eine Untersuchung der Leistungsgesetze des Bundes hinsichtlich der langjährigen 

Belastungswirkungen, insbesondere unter Berücksichtigung der Frage, welche 
Finanzmittel im Rahmen der Konnexität den Ländern vom Bund zur Verfügung gestellt 
wurden bzw. werden und welche Mittel letztendlich für die jeweilige Umsetzung bei 
den Kommunen angekommen sind und ankommen. 

 
Hilfreich ist, dass der Bund den Ländern im Rahmen der Neuordnung des Bund-Länder-
Finanzausgleichs ab dem Jahr 2020 mehr Bundesmittel als bislang zur Verfügung stellt und 
die kommunale Finanzlage stärker in die Mittelverteilung einfließt. Diese zusätzlichen Mittel 
sind kein Beitrag zur Konsolidierung der Landeshaushalte, sondern für den Abbau von 
Disparitäten bei der kommunalen Finanzlage in den einzelnen Ländern zu nutzen. 
 
IV.6 Überweisungen an den Bundesfachausschuss Innere Sicherheit 
 
1. C 69 und C 142 Vollzug des Rechtsstaates und gesellschaftliche Teilhabe stärken / 
Asylrecht 
Die Antragsteller sprechen sich dafür aus, die Zuwanderung nach Deutschland besser zu ordnen, 
zu steuern und zu verringern. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen zur Beseitigung 
bestehender Abschiebehindernisse.  
 
Die Forderungen aus den vorliegenden Anträgen wurden zu einem Teil durch die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion in den Blick genommen und über das Geordnete-Rückkehr-Gesetz 
umgesetzt, wie etwa die Ausweitung der Vorbereitungshaft und Abschiebungshaft, die 
Einführung einer sog. Mitwirkungshaft, die Möglichkeit der vorübergehenden Unterbringung 
(getrennt von Strafgefangenen) in JVAs, bis die Länder Abschiebungshaftplätze aufgebaut 
haben, die deutliche Absenkung der Voraussetzungen für den Ausreisegewahrsam und 
weitergehende Sanktionen bei Identitätsbetrug (Wohnsitzauflage, Erwerbstätigkeitsverbot, 
keine Berücksichtigung der Duldungszeiten im Rahmen der Bleiberechte). Hinzu kommt das 
Ausbildungs- und Beschäftigungsduldungsgesetz, das u. a. die Ausgestaltung des 
„verlässlichen Status“ aus den Eckpunkten des Bundesinnenministers zur 
Fachkräfteeinwanderung vorsieht.  
 
Weitere offene Forderungen aus den genannten Anträgen bleiben auf der Agenda des 
Bundesfachausschusses und sollen gemeinsam mit den noch nicht umgesetzten und vom BFA 
weiter zu behandelnden Ergebnissen aus dem Werkstattgespräch Migration, Sicherheit, 
Integration vom 10. bis 11. Februar 2019 beraten werden.  
 
2. C 130 Bekämpfung Clankriminalität 
Der Antrag zielt darauf ab, die von arabischen Großfamilien ausgehende Organisierte 
Kriminalität mit einem bundesweiten Gesamtkonzept zu bekämpfen und so die Rechtssicherheit 
überall im Land zu gewährleisten. 
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Mit dem Thema „Kampf gegen die Clan-Kriminalität“ beschäftigte sich der BFA unter 
Beteiligung des Antragstellers in Form eines Fachgesprächs mit externen Experten und 
Impulsgebern sehr intensiv. Dr. Sabine Vogt (Leiterin der Abteilung Schwere und 
Organisierte Kriminalität, Bundeskriminalamt), Sjors Kamstra (Leiter der Abteilung 
Organisierte Kriminalität, Oberstaatsanwalt im Land Berlin) sowie Songül Çetinkaya 
(Sozialarbeiterin, Berlin-Neukölln) berichteten aus ihren jeweiligen Arbeitsbereichen. Der 
BFA beschloss im Anschluss ein umfassendes Papier mit einem konkreten Plan zur 
Bekämpfung der Clan-Kriminalität. Dieser Plan enthält u. a. folgende Forderungen: 
 
• Einheitliches, bundesweites Lagebild zur Clankriminalität. 
• Mit dem Bund abgestimmte Konzepte der Länder zur Bekämpfung der Clankriminalität. 
• Ganzheitlicher, behördenübergreifender Ansatz mit enger Zusammenarbeit von 
 Verfassungsschutz, Polizei, Justiz, Zoll, Ausländerbehörden, Jugendämter, Schulen, 
 Steuerfahndung etc.  
• Anwendung sämtlicher ausländerrechtlicher Maßnahmen mit dem Ziel der Ausweisung 
 und Abschiebung bei kriminellen Clanmitgliedern ohne deutsche Staatsangehörigkeit. 
• Vorlage einer grundrechtskonformen EU-Richtlinie zur „Vorratsdatenspeicherung“. 
• Verfassungskonforme Regelung, dass bei Vermögen unklarer Herkunft eine 
 Beweislastumkehr gilt.  
• Verbesserung des Datenaustauschs zwischen Strafverfolgungs- und Sozialbehörden. 
• Verstärkung von Zeugenschutzmaßnahmen. 
• Erleichterte Möglichkeit der Herausnahme von Kindern aus kriminellen 
 Großfamilienstrukturen. 
• Gezielte, langfristig angelegte Förder- und Aussteigerprogramme. 
 
3. C 170 und C 171 Messer-Straftaten bundesweit erfassen und reduzieren 
Die Antragsteller wollen erreichen, dass die Zahl der mit Messern begangenen Straftaten 
bundesweit erfasst und deutlich reduziert wird. 
 
Zum Antrag C 170 (Bundesweite Erfassung von Messer-Straftaten) gibt es bereits einen 
zustimmenden Beschluss der IMK vom Juni 2018, dem der BFA inhaltlich folgt. Ähnliches gilt 
für den Antrag C 171 (Konzept zur Verringerung der Anzahl messertragender Jugendlicher). 
Die IMK fasste hierzu auf ihrer Sitzung im Juni 2019 den Beschluss „Besserer Schutz vor 
Messerangriffen im öffentlichen Raum durch bundesweite Waffenverbotszonen“. Dieser 
Beschluss geht noch über das Anliegen des Antragstellers hinaus, da er sich nicht nur auf 
„messertragende Jugendliche“ beschränkt. Die IMK bittet den Bundesgesetzgeber, eine 
entsprechende Gesetzesinitiative zu ergreifen. Der BFA unterstützt diese Vorgehensweise 
und wird das waffenrechtliche Gesetzgebungsvorhaben entsprechend positiv begleiten. 
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IV.7 Überweisungen an den Bundesfachausschuss Soziale Sicherung und Arbeitswelt 
 
1. C 3 Plus-Rente für Grundsicherungsempfänger 
Der Antrag will die Leistungsgerechtigkeit und das Äquivalenzprinzip in der gesetzlichen 
Rentenversicherung stärken. Deshalb soll für Grundsicherungsempfänger eine Plus-Rente 
eingeführt werden.  
 
Der vorliegende Antrag wird im Bundesfachausschuss Soziale Sicherung und Arbeitswelt im 
Rahmen der Diskussion über die Zukunft der Alterssicherung sowie der Grundsicherung in 
Deutschland ausführlich beraten. Dazu gehört insbesondere auch die Betrachtung des 
Zusammenspiels zwischen gesetzlicher Rente und dem Grundsicherungssystem. 
 
2. C 48 Lebensstandard sichern – Zulagenrente verbessern 
Um auf ein den Lebensstandard sicherndes Vorsorgeniveau zu kommen, spricht sich der 
Antragsteller für eine umfassende Reform der privaten Zulagenrente („Riester“) aus. 
 
Der vorliegende Antrag wird im Bundesfachausschuss im Rahmen der Diskussion über die 
Zukunft der Alterssicherung in Deutschland über alle drei Säulen ausführlich beraten. Dazu 
gehört insbesondere auch die private, staatlich geförderte Altersvorsorge. 
 
3. C 183 Zusätzlicher Rentenpunkt 
Der Antrag setzt sich dafür ein, ehrenamtliche Angehörige anerkannter Blaulichtorganisationen 
dadurch zu honorieren, dass sie nach 25 Jahren aktivem Dienst einen zusätzlichen Rentenpunkt 
erwerben. 
 
Mit der Forderung dieses Antrags wird sich der Bundesfachausschuss eingehend befassen 
und diese bei der Erarbeitung des neuen Grundsatzprogramms der CDU Deutschlands 
berücksichtigen. 
 
IV.8 Überweisungen an den Bundesfachausschuss Wirtschaft, Arbeitsplätze und Steuern 
 
1. C 125 Neuordnung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes 
Der Antrag fordert eine Neuordnung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes, insbesondere eine 
Überarbeitung des Warenkorbes. 
 
Dem grundsätzlichen Anliegen des Antragstellers, das Umsatzsteuerrecht zu vereinfachen 
und klar zu strukturieren, ist nach Auffassung des Bundesfachausschusses Wirtschaft, 
Arbeitsplätze und Steuern zu folgen. Über die konkrete Ausgestaltung des 
Umsatzsteuerrechts wird der Bundesfachausschuss im Rahmen seiner weiteren Arbeit 
diskutieren. 
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2. C 209 „Energiesteuern senken – Bürger mit steigenden Energiekosten nicht alleine 
lassen!“ 
Der Antrag spricht sich dafür aus, die Energiesteuern für den Bereich der Heizenergieträger 
Heizöle, Gase und Kohle im Sinne eines Ausgleichs der hohen Preissteigerungen zu senken. 
Angesichts der aktuellen Debatte über die Einführung einer CO2-Steuer wird der 
Bundesfachausschuss im Rahmen seiner weiteren Arbeit über eine Neuordnung der Energie-
Bepreisung beraten. Dabei wird er das Anliegen des Antragstellers berücksichtigen. 
 
IV.9 Überweisung an den Bundesarbeitskreis Christlich Demokratischer Juristen (BACDJ) 
 
1. C 69 und C 142 Vollzug des Rechtsstaates und gesellschaftliche Teilhabe stärken / 
Asylrecht 
Die Antragsteller sprechen sich dafür aus, die Zuwanderung nach Deutschland besser zu ordnen, 
zu steuern und zu verringern. Dazu gehören insbesondere Maßnahmen zur Beseitigung 
bestehender Abschiebehindernisse.  
 
Die Diskussion der vergangenen Jahre über die Regelung des Umfangs der Zuwanderung und 
die Durchsetzung dieser Regeln hat nach Auffassung des BACDJ Meinungsunterschiede auch 
in der CDU zu diesem Thema offengelegt. Diejenigen, die vor allem die Interessen der 
Wirtschaft im Blick haben, fordern eine möglichst einfache Möglichkeit, ausländische 
Arbeitskräfte (im Inland und im Ausland) anzuwerben. Diejenigen, die insbesondere das 
große Wohlstands- und Lebensstandardgefälle zwischen Deutschland und anderen Staaten 
sehen, möchten möglichst viele Menschen nach Deutschland holen und diejenigen Ausländer, 
die bereits hier sind, möglichst hier behalten. Diejenigen, die durch Zuwanderung aus dem 
Ausland vor allen Dingen die Identität der deutschen Gesellschaft gefährdet sehen, betonen 
den Aspekt der Begrenzung von Zuwanderung. Alle drei Positionen haben ihren Platz in der 
Volkspartei CDU.  
 
Die Vorschläge zur Regelung von Zuwanderung müssen daher alle drei Interessen 
miteinander versöhnen. Der vorliegende Antrag wird diesen Konsensanforderungen gerecht. 
Er nimmt die Interessen aller drei Gruppen in den Blick. Den Interessen der Wirtschaft und 
der zuwanderungsbefürwortenden Mitglieder trägt die Forderung nach Ausgestaltung eines 
„verlässlichen Status“ Rechnung. Die übrigen Punkte tragen der Forderung nach 
Durchsetzung der materiellen Regelungen im Zuwanderungsrecht Rechnung. Die insoweit 
geforderten Punkte sind auch geeignet, das Ziel einer besseren Durchsetzung von 
Ausreisepflichten zu erreichen. Allerdings ist nach § 11 AsylG ein Widerspruch im 
Asylverfahren ausgeschlossen; mithin ist eine noch stärkere Verkürzung des Verfahrens an 
dieser Stelle – wie im vorliegenden Antrag gefordert – nicht möglich. Es ist außerdem zu 
berücksichtigen, dass viele der in dem Antrag genannten Forderungen bereits Gegenstand 
des Geordnete-Rückkehr-Gesetzes sind.  
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2. C 141 Opfer schützen! Strafrechtsrahmen konsequent ausschöpfen! Strafrecht 
verschärfen! 
Der Antrag zielt auf eine Änderung des Strafrechts mit Blick auf  §112a der Strafprozessordnung 
(StPO) und § 56 Abs. 1 und 2 StGB. 
 
Der BACDJ befürwortet grundsätzlich eine Erweiterung des Straftatenkatalogs des § 112a der 
Strafprozessordnung. Insbesondere sollte der Wertungswiderspruch, dass Untersuchungshaft 
wegen Wiederholungsgefahr bei Betrug, nicht jedoch bei Computerbetrug möglich ist, 
beseitigt werden. Bei Kinderpornographie ist zu prüfen, ob die Untersuchungshaft wegen 
Wiederholungsgefahr ebenfalls ermöglicht werden sollte.  
 
Die Forderung zur Bewährung erscheint unglücklich formuliert und kann so nicht unterstützt 
werden. Es wäre mit der Systematik nicht in Einklang zu bringen, wenn die 
Prognosevoraussetzungen von dem jeweiligen Delikt abhängen. Vielmehr muss sich die 
Prognose auf die Persönlichkeit des Verurteilten, sein Vorleben, die Umstände der Tat, die 
Lebensverhältnisse des Verurteilten und die zu erwartenden Wirkungen beziehen. Jeder Fall –  
und damit auch die Gefahr der Wiederholung – ist individuell zu betrachten.  
 
Allerdings sollte gesetzlich klargestellt werden, dass keine Aussetzung der Strafe zur 
Bewährung möglich ist, wenn der Täter eine weitere Straftat während einer bereits laufenden 
Bewährungszeit begangen hat. Sogenannte „Kettenbewährungen“ sollte es grundsätzlich 
nicht mehr geben. 
 
3. C 145 Asylverfahren verbessern 
Der Antragsteller fordert die Zusammenführung der Kompetenzen von Bund, Ländern und 
Kommunen zur Regelung der Migration unter einem Dach. Außerdem soll die Effizienz von 
Asylklagen besser werden, u. a. durch eine größere Standardisierung bei den 
Verwaltungsgerichten. 
 
Nach Ansicht des BACDJ ist es sinnvoll, die mit der Abwicklung von Asylverfahren betrauten 
Behörden in einer Einrichtung zusammenzufassen. Das führt zu Synergieeffekten und 
tendenziell zur Beschleunigung von Asylverfahren. Das geschieht bereits jetzt.  
 
Das Vorhandensein von Rechtsantrags- und Poststellen der Verwaltungsgerichte in den 
Einrichtungen kann dieses Konzept sinnvoll ergänzen. Diese könnten die Kommunikation 
unter den Parteien des Asylprozesses und der Parteien des Asylprozesses mit dem Gericht 
vereinfachen und beschleunigen. Darüber hinaus ist es nicht sinnvoll, weitere Teile der 
Verwaltungsgerichte in solche Einrichtungen zu integrieren. Denn das würde unter anderem 
bedeuten, dass die Öffentlichkeit, wegen der dort dann durchzuführenden mündlichen 
Verhandlungen, unbeschränkten Zugang zu den Einrichtungen haben müsste. Zudem wäre 
der Aufwand für die Einrichtung einer Gerichtsinfrastruktur vor Ort (Verhandlungssäle, 
Geschäftsstellen, Aktentransport) – anders als bei der Begründung von behördlichen 
Außenstellen – verhältnismäßig groß und würde die Erledigung der aufgelaufenen Asylklagen 
an den deutschen Verwaltungsgerichten eher hindern als fördern. Die Übertragung der 
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Entscheidung über das Vorliegen inlandsbezogener Abschiebungshindernisse und der 
Vollstreckung von Ausreisepflichten auf das BAMF ist sinnvoll, weil dann alle Entscheidungen 
nach Stellung eines Asylantrags aus einer Hand kommen. Das fördert die Effizienz bei der 
Abwicklung von Asylverfahren, weil Reibungsverluste im Zusammenspiel von BAMF und 
lokalen Ausländerbehörden wegfallen. 
 
Die weitere Verbesserung der IT-Systemlandschaft ist ebenso sinnvoll wie die intensive 
Schulung der Entscheider und die Erstellung einheitlicher Handlungsleitfäden. Die 
Forderungen werden vom BAMF derzeit teilweise bereits umgesetzt.  
 
Ebenso sinnvoll ist die Verbesserung der statistischen Datenbasis über die im Asylverfahren 
erbrachten staatlichen Leistungen, um einen Überblick über die Kosten von Asylverfahren zu 
gewinnen und auf Grundlage der Kenntnis dieser Kosten zukünftige politische 
Entscheidungen treffen zu können.  
 
Die Einführung einer Kompetenz des Bundesministers des Innern für Bau und Heimat zur 
(auch für die Gerichte) verbindlichen Beurteilung der Sicherheitslage und der medizinischen 
Versorgungslage in den Herkunftsstaaten der Asylbewerber ist sinnvoll. Sie kann die 
Entscheidungsgeschwindigkeit der Gerichte bei Asylklagen steigern.  
 
4 . C 146 Klare Erwartungen und Forderungen an Integration  
Der Antrag spricht sich dafür aus, im Ausländer- und Asylrecht konkrete Fallbeispiele und 
Tatbestände hinzuzufügen. 
 
Der Antrag soll die im Ausländer- und Asylrecht enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffe, 
aufgrund derer Asylverfahren zwingend beendet bzw. Bescheide widerrufen werden müssen 
(„Gefahr für die Allgemeinheit“ oder „Gefahr für die Sicherheit“), konkretisieren.  
 
Es sollen hierzu Regelbeispiele formuliert werden, die zur Klarstellung für die administrativen 
und vollziehenden Ebenen beitragen. Humanität und Hilfsbereitschaft finden dort ihre 
Grenzen, wo Antragsteller und Schutzsuchende in eklatanter Weise gegen Recht und 
gesellschaftliche Normen verstoßen. Um die gesellschaftliche Rückendeckung und Akzeptanz 
nicht zu verlieren, bedarf es eines deutlichen Signals des Gesetzgebers an die Öffentlichkeit. 
 
Es ist weiter festzuhalten, dass die o. g. und sehr weit gefassten unbestimmten Rechtsbegriffe 
(„Gefahr für die Sicherheit“ und „Gefahr für die Allgemeinheit“) in der Gerichts- und 
Behördenpraxis häufig nicht greifen. Selbst bei Begehung schwerster Straftaten gelingt eine 
klare und rechtssichere Subsumtion oft nicht. So führen selbst der im Antrag als Beispiel 
bezeichnete „Handel mit Drogen“ oder der „Verstoß gegen Waffengesetze“ ebenso wie 
„Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung“ nicht in jedem Fall zur sofortigen 
Beendigung von verwaltungsrechtlichen Asylverfahren oder zum Widerruf begünstigender 
Entscheidungen.  
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Geboten sind daher objektive und für jeden Einzelfall gleichermaßen geltende Kriterien, die 
auch für die handelnden Behörden und urteilenden Gerichte einen Beurteilungsrahmen 
bieten und eine weitere Zersplitterung des Ausländer- und Asylrechts vermeiden. 
 
Da der vorliegende Antrag zunächst nur einen grundsätzlichen Auftrag an den Gesetzgeber 
zur Einführung „zwingender“ Regelbeispiele enthält, ist ihm seitens des BACDJ zuzustimmen 
und eine Umsetzung zu empfehlen. Dies würde die o. g. Rechtsunsicherheiten und die 
juristischen Ungleichbehandlungen beenden und ein klares politisches Signal des 
Rechtsstaats senden. Gleichzeitig würde mit der Umsetzung gesellschaftlicher Spielregeln, 
die auch für Antragsteller und Schutzsuchende in ausländerrechtlichen Verfahren gelten, ein 
klarer Rahmen gesetzt und der Integrationsdruck positiv erhöht. 
 
Bei der Umsetzung durch den Gesetzgeber sind dann in einem weiteren Schritt die 
Regelbeispiele zu definieren, die dem Bestimmtheitsgebot entsprechen und damit auch 
grundgesetzlich garantierte Rechte der Antragsteller bzw. Schutzsuchenden wahren. Der 
Besitz und das Führen nach dem WaffG „verbotener Gegenstände“ ist ein solches objektives 
und klar definiertes Kriterium. Die Kriterien „Besitz und Handel mit Drogen“ können ohne 
weiteres an die Geringfügigkeitsschwelle der §§ 29 Abs. 5, 31a Betäubungsmittelgesetz bzw. 
deren Überschreitung geknüpft werden. Auch die im Antrag zitierten und im Strafgesetzbuch 
normierten Delikte der §§ 174 bis 184j („sexuelle Selbstbestimmung“) sind klar umrissen und 
damit hinreichend bestimmt. 
 
Eine gesetzgeberische Umsetzung ist deshalb zu befürworten. Eine Konkretisierung ist 
politisch wie juristisch geboten und dient bei entsprechender Umsetzung durch den 
Gesetzgeber nicht zuletzt der Rechtsklarheit für Gerichte und  
(Ausländer-)Behörden. Bislang (faktisch) kaum definierbare „unbestimmte Rechtsbegriffe“ 
(z . B. „Gefahr für die Allgemeinheit“) können anhand von Regelbeispielen zukünftig 
eingegrenzt und so Tatbestände eindeutiger subsumiert werden. 
 
IV.10 Überweisung an das Netzwerk Medien 
 
1. C 32 Verkehrserziehung im öffentlichen Fernsehen 
Der Antrag fordert die Wiedereinführung einer regelmäßigen Bildungssendung zur 
Verkehrserziehung im öffentlich-rechtlichen Fernsehprogramm. 

 
Der 31. Parteitag der CDU Deutschlands überwies den Antrag C 32 „Verkehrserziehung im 
öffentlichen Fernsehen“ an das Netzwerk Medien. Da das Netzwerk Medien in der 
19.  Legislaturperiode noch nicht neu konstituiert wurde, findet sich keine entsprechende 
Stellungnahme im Vollzugsbericht für den 32. Parteitag. Dies wird in einem späteren 
Vollzugsbericht erfolgen. 




